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Änderungsantrag 1
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

– gestützt auf Artikel 42 Absatz 7 des 
Vertrags über die Europäische Union 
(EUV) und Artikel 222 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV),

– gestützt insbesondere auf Artikel 42 
Absatz 7 des Vertrags über die 
Europäische Union (EUV) und Artikel 222 
des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV), sowie 
Erklärung 37,

Or. en

Änderungsantrag 2
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

– gestützt auf Artikel 24 und Artikel 42 
Absatz 2 EUV, Artikel 122 und 196 AEUV 
und auf Erklärung 37 zu Artikel 222 
AEUV,

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 3
Maria Eleni Koppa, Ioan Mircea Paşcu

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 2 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

- gestützt auf die Charta der Vereinten 
Nationen und insbesondere auf die 
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Bestimmungen von Kapitel VII und 
Artikel 51;

Or. en

Änderungsantrag 4
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 6 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

- gestützt auf die Artikel 4 und 5 des 
Nordatlantikvertrags,

Or. en

Änderungsantrag 5
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Bezugsvermerk 11 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

- gestützt auf den CBRN-Aktionsplan der 
EU von 2010 und seine Entschließung 
vom 2. Dezember 2010 über die Stärkung 
der chemischen, biologischen, 
radiologischen und nuklearen Sicherheit 
in der Europäischen Union - CBRN-
Aktionsplan der EU,

Or. en

Änderungsantrag 6
Tarja Cronberg
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Erwägung A
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Entschließungsantrag Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass die Sicherheit der 
Mitgliedstaaten der EU nicht teilbar ist, 
und dass alle europäischen Bürgerinnen 
und Bürger die gleichen 
Sicherheitsgarantien und einen gleich 
hohen Schutz sowohl vor herkömmlichen 
als auch vor nicht konventionellen 
Bedrohungen genießen sollten;  in der 
Erwägung, dass die Verteidigung von 
Frieden, Sicherheit und Freiheit in Europa, 
die für das Wohlergehen unserer Nationen 
unentbehrlich sind, weiterhin ein Kernziel 
und eine Kernaufgabe der Länder Europas 
sein muss;

A. in der Erwägung, dass die Sicherheit der 
Mitgliedstaaten der EU nicht teilbar ist, 
und dass alle europäischen Bürgerinnen 
und Bürger die gleichen 
Sicherheitsgarantien und einen gleich 
hohen Schutz sowohl vor herkömmlichen 
als auch vor nicht konventionellen 
Bedrohungen genießen sollten;  in der 
Erwägung, dass die Verteidigung von 
Frieden, Sicherheit, Demokratie, 
Menschenrechten, Rechtsstaatlichkeit und 
Freiheit in Europa, die für das 
Wohlergehen unserer Nationen 
unentbehrlich sind, weiterhin ein Kernziel 
und eine Kernaufgabe der Länder Europas 
sein muss;

Or. en

Änderungsantrag 7
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Erwägung A

Entschließungsantrag Geänderter Text

A. in der Erwägung, dass die Sicherheit der 
Mitgliedstaaten der EU nicht teilbar ist, 
und dass alle europäischen Bürgerinnen 
und Bürger die gleichen 
Sicherheitsgarantien und einen gleich 
hohen Schutz sowohl vor herkömmlichen 
als auch vor nicht konventionellen 
Bedrohungen genießen sollten;  in der 
Erwägung, dass die Verteidigung von 
Frieden, Sicherheit und Freiheit in Europa, 
die für das Wohlergehen unserer Nationen 
unentbehrlich sind, weiterhin ein Kernziel 
und eine Kernaufgabe der Länder Europas 
sein muss;

A. in der Erwägung, dass die Sicherheit der 
Mitgliedstaaten der EU nicht teilbar ist, 
und dass alle europäischen Bürgerinnen 
und Bürger die gleichen 
Sicherheitsgarantien und einen gleich 
hohen Schutz sowohl vor herkömmlichen 
als auch vor nicht konventionellen 
Bedrohungen genießen sollten;  in der 
Erwägung, dass die Verteidigung von 
Frieden, Sicherheit und Freiheit in Europa, 
die für das Wohlergehen unserer Nationen 
unentbehrlich sind, weiterhin ein Kernziel 
und eine Kernaufgabe der Länder Europas 
und der Europäischen Union sein muss;

Or. en
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Änderungsantrag 8
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Erwägung B

Entschließungsantrag Geänderter Text

B. in der Erwägung, dass vor dem 
Hintergrund von strukturellen 
geostrategischen Veränderungen, die 
durch die globale Wirtschaftskrise 
beschleunigt werden, und insbesondere zu 
einer Zeit der strategischen 
Neupositionierung der USA hin zum 
asiatisch-pazifischen Raum, eine stärkere 
und leistungsfähigere europäische 
Verteidigung für die Stärkung der 
transatlantischen Verbindung von 
grundlegender Bedeutung ist;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 9
Tarja Cronberg
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Erwägung B

Entschließungsantrag Geänderter Text

B. in der Erwägung, dass vor dem 
Hintergrund von strukturellen 
geostrategischen Veränderungen, die durch 
die globale Wirtschaftskrise beschleunigt 
werden, und insbesondere zu einer Zeit der 
strategischen Neupositionierung der USA 
hin zum asiatisch-pazifischen Raum, eine 
stärkere und leistungsfähigere europäische 
Verteidigung für die Stärkung der 
transatlantischen Verbindung von 
grundlegender Bedeutung ist;

B. in der Erwägung, dass vor dem 
Hintergrund von strukturellen 
geostrategischen Veränderungen, die durch 
die globale Wirtschaftskrise beschleunigt 
werden, und insbesondere zu einer Zeit der 
strategischen Neupositionierung der USA 
hin zum asiatisch-pazifischen Raum, 
effektive und effiziente Instrumente des
Krisenmanagements in Europa für die 
Stärkung der transatlantischen Verbindung 
von grundlegender Bedeutung sind;
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Or. en

Änderungsantrag 10
Maria Eleni Koppa, Ioan Mircea Paşcu

Entschließungsantrag
Erwägung B

Entschließungsantrag Geänderter Text

B. in der Erwägung, dass vor dem 
Hintergrund von strukturellen 
geostrategischen Veränderungen, die durch 
die globale Wirtschaftskrise beschleunigt 
werden, und insbesondere zu einer Zeit der 
strategischen Neupositionierung der USA 
hin zum asiatisch-pazifischen Raum, eine 
stärkere und leistungsfähigere europäische 
Verteidigung für die Stärkung der
transatlantischen Verbindung von 
grundlegender Bedeutung ist;

B. in der Erwägung, dass die schrittweise 
Festlegung einer gemeinsamen 
Verteidigungspolitik, die eine gemeinsame 
Verteidigung zum Ziel hat, die 
europäische Identität und die strategische 
Autonomie der EU stärkt; in der 
Erwägung, dass gleichzeitig vor dem 
Hintergrund von strukturellen 
geostrategischen Veränderungen, die durch 
die globale Wirtschaftskrise beschleunigt 
werden, und insbesondere zu einer Zeit der 
strategischen Neupositionierung der USA 
hin zum asiatisch-pazifischen Raum, eine 
stärkere und leistungsfähigere europäische 
Verteidigung für die Stärkung der 
transatlantischen Verbindung von 
grundlegender Bedeutung ist;

Or. en

Änderungsantrag 11
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Erwägung C

Entschließungsantrag Geänderter Text

C.  in der Erwägung, dass ernsthafte und 
komplexe Sicherheitsbedrohungen, von 
bewaffneten Angriffen über den 
Terrorismus und Naturkatastrophen bis hin 
zu Cyber-Angriffen, die Kapazitäten der 
einzelnen Mitgliedstaaten leicht 

C. in der Erwägung, dass ernsthafte und 
komplexe Sicherheitsbedrohungen, von 
bewaffneten Angriffen über den 
Terrorismus und Naturkatastrophen oder 
CBRN-Angriffen, bis hin zu Cyber-
Angriffen, die Kapazitäten der einzelnen 
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übersteigen können, weshalb es von 
zentraler Bedeutung ist, als Reaktion auf 
solche Bedrohungen die Solidarität unter 
den Mitgliedstaaten sicherzustellen;

Mitgliedstaaten leicht übersteigen können, 
weshalb es von zentraler Bedeutung ist, als 
Reaktion auf solche Bedrohungen eine 
obligatorische und bindende Solidarität 
unter den Mitgliedstaaten sicherzustellen;

Or. en

Änderungsantrag 12
Norica Nicolai

Entschließungsantrag
Erwägung C a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ca. in der Erwägung, dass die Gefahr von 
beispiellosen, unkonventionellen 
Angriffen steigt, entweder durch 
Terroristen oder durch Staaten, mit 
indirekter oder kinetischer Schädigung 
eines Mitgliedstaates, die nicht in den 
Rahmen früherer Dokumente und 
Abkommen fallen, weshalb eine 
dringende Notwendigkeit besteht, sowohl 
die Sicherheitsmentalitäten als auch die 
Texte zu überdenken bzw. zu überarbeiten 
und auf den neuesten Stand zu bringen;

Or. en

Änderungsantrag 13
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Erwägung D a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Da. in der Erwägung, dass vor dem 
Hintergrund von strukturellen 
geostrategischen Veränderungen, die 
durch die globale Wirtschaftskrise 
beschleunigt werden, und insbesondere zu 
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einer Zeit der strategischen 
Neupositionierung der USA hin zum 
asiatisch-pazifischen Raum, eine stärkere 
und leistungsfähigere europäische 
Verteidigung für die Stärkung der 
transatlantischen Verbindung von 
grundlegender Bedeutung ist;

Or. en

Änderungsantrag 14
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Erwägung E

Entschließungsantrag Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass durch den 
Vertrag von Lissabon Artikel 42 Absatz 7 
EUV („Klausel über gegenseitige 
Verteidigung“ oder „Beistandsklausel“6) 
und Artikel 222 AEUV 
(„Solidaritätsklausel“) eingeführt worden 
sind, um auf diese Belange zu reagieren, 
die praktische Umsetzung dieser Artikel 
fast drei Jahre nach Inkrafttreten des 
Vertrags jedoch noch geklärt werden muss;

E. in der Erwägung, dass durch den 
Vertrag von Lissabon Artikel 42 Absatz 7 
EUV („Beistandsklausel“6) und 
Artikel 222 AEUV („Solidaritätsklausel“) 
eingeführt worden sind, um auf diese 
Belange zu reagieren, die praktische 
Umsetzung dieser Artikel fast drei Jahre 
nach Inkrafttreten des Vertrags jedoch 
noch geklärt werden muss;

Or. en

Änderungsantrag 15
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Erwägung E

Entschließungsantrag Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass durch den 
Vertrag von Lissabon Artikel 42 Absatz 7 
EUV („Klausel über gegenseitige 
Verteidigung“ oder „Beistandsklausel“6) 
und Artikel 222 AEUV 

E. in der Erwägung, dass durch den 
Vertrag von Lissabon Artikel 42 Absatz 7 
EUV („Klausel über gegenseitige 
Verteidigung“ oder „Beistandsklausel“6) 
und Artikel 222 AEUV 
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(„Solidaritätsklausel“) eingeführt worden 
sind, um auf diese Belange zu reagieren, 
die praktische Umsetzung dieser Artikel 
fast drei Jahre nach Inkrafttreten des 
Vertrags jedoch noch geklärt werden muss;

(„Solidaritätsklausel“) eingeführt worden 
sind, um auf diese Belange zu reagieren, 
jedoch fast drei Jahre nach Inkrafttreten 
des Vertrags noch keine Maßnahmen für 
die praktische Umsetzung dieser Klauseln 
bestehen;

Or. en

Änderungsantrag 16
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Erwägung E

Entschließungsantrag Geänderter Text

E. in der Erwägung, dass durch den 
Vertrag von Lissabon Artikel 42 Absatz 7 
EUV („Klausel über gegenseitige 
Verteidigung“ oder „Beistandsklausel“6) 
und Artikel 222 AEUV 
(„Solidaritätsklausel“) eingeführt worden 
sind, um auf diese Belange zu reagieren, 
die praktische Umsetzung dieser Artikel 
fast drei Jahre nach Inkrafttreten des 
Vertrags jedoch noch geklärt werden muss;

E. in der Erwägung, dass durch den 
Vertrag von Lissabon Artikel 42 Absatz 7 
EUV („Klausel über gegenseitige 
Verteidigung“ oder „Beistandsklausel“6) 
und Artikel 222 AEUV 
(„Solidaritätsklausel“) eingeführt worden 
sind, um auf diese Belange zu reagieren, 
die praktische Umsetzung dieser Artikel 
fast drei Jahre nach Inkrafttreten des 
Vertrags jedoch noch geklärt werden muss; 
in der Erwägung, dass diese Artikel nicht 
mit Artikel 5 des Nordatlantikvertrags 
verwechselt werden dürfen, der die 
gemeinsame Verteidigung von NATO-
Verbündeten gewährleistet;

Or. en

Änderungsantrag 17
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Erwägung E – Fußnote 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. Nachstehend „Klausel über entfällt



AM\913236DE.doc 11/65 PE496.435v01-00

DE

gegenseitige Verteidigung“ genannt; im 
Vertrag wird jedoch kein Name genannt. 
Vgl. insbesondere die gegenseitige 
Beistandsverpflichtung aus Artikel V des 
geänderten Brüsseler Vertrags, die seine 
Unterzeichner durch Artikel 42 Absatz 7 
EUV abgedeckt sehen (Erklärung des 
Vorsitzenden des Ständigen Rates der 
WEU vom 31. März 2010).

Or. en

Änderungsantrag 18
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Erwägung E – Fußnote 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. Nachstehend „Klausel über gegenseitige 
Verteidigung“ genannt; im Vertrag wird 
jedoch kein Name genannt. Vgl. 
insbesondere die gegenseitige 
Beistandsverpflichtung aus Artikel V des 
geänderten Brüsseler Vertrags, die seine 
Unterzeichner durch Artikel 42 Absatz 7 
EUV abgedeckt sehen (Erklärung des 
Vorsitzenden des Ständigen Rates der 
WEU vom 31. März 2010).

6. Nachstehend „Beistandsklausel“ 
genannt; im Vertrag wird jedoch kein 
Name genannt. Vgl. insbesondere die 
gegenseitige Beistandsverpflichtung aus 
Artikel V des geänderten Brüsseler 
Vertrags, die seine Unterzeichner durch 
Artikel 42 Absatz 7 EUV abgedeckt sehen 
(Erklärung des Vorsitzenden des Ständigen 
Rates der WEU vom 31. März 2010).

Or. en

Änderungsantrag 19
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Erwägung E a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

Ea. in der Erwägung, dass die 
21 Mitgliedstaaten der EU, die auch 
Mitglieder der NATO sind, sich immer 
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aneinander wenden können, wenn ihre 
territoriale Integrität, politische 
Unabhängigkeit oder Sicherheit gefährdet 
ist, und in jedem Fall zu gemeinsamer 
Verteidigung im Falle eines bewaffneten 
Angriffs verpflichtet sind;

Or. en

Änderungsantrag 20
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. fordert die Mitgliedstaaten, die 
Kommission und die 
Vizepräsidentin/Hohe Vertreterin auf, das 
Potenzial aller einschlägigen 
Bestimmungen des Vertrages, und 
insbesondere der Klausel über 
gegenseitige Verteidigung und der 
Solidaritätsklausel, voll auszuschöpfen, 
um die europäischen Bürgerinnen und 
Bürger auf der Grundlage einer erhöhten 
Kosteneffizienz und einer gerechten 
Lastenteilung und Teilung der Kosten 
wirksam vor ernsthaften 
Sicherheitsrisiken zu schützen;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 21
Tarja Cronberg
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. fordert die Mitgliedstaaten, die 1. fordert die Mitgliedstaaten, die 



AM\913236DE.doc 13/65 PE496.435v01-00

DE

Kommission und die Vizepräsidentin/Hohe 
Vertreterin auf, das Potenzial aller 
einschlägigen Bestimmungen des 
Vertrages, und insbesondere der Klausel 
über gegenseitige Verteidigung und der 
Solidaritätsklausel, voll auszuschöpfen, um 
die europäischen Bürgerinnen und Bürger 
auf der Grundlage einer erhöhten 
Kosteneffizienz und einer gerechten 
Lastenteilung und Teilung der Kosten 
wirksam vor ernsthaften Sicherheitsrisiken 
zu schützen;

Kommission und die Vizepräsidentin/Hohe 
Vertreterin auf, eine offene Konsultation 
über das zukünftige Potenzial aller 
einschlägigen Bestimmungen des 
Vertrages, und insbesondere der Klausel 
über gegenseitige Verteidigung und der 
Solidaritätsklausel einzuleiten, um
konkrete Vorschläge und Optionen 
vorlegen zu können;

Or. en

Änderungsantrag 22
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. fordert die Mitgliedstaaten, die 
Kommission und die Vizepräsidentin/Hohe 
Vertreterin auf, das Potenzial aller 
einschlägigen Bestimmungen des 
Vertrages, und insbesondere der Klausel 
über gegenseitige Verteidigung und der 
Solidaritätsklausel, voll auszuschöpfen, um 
die europäischen Bürgerinnen und Bürger 
auf der Grundlage einer erhöhten 
Kosteneffizienz und einer gerechten 
Lastenteilung und Teilung der Kosten 
wirksam vor ernsthaften Sicherheitsrisiken 
zu schützen;

1. fordert die Mitgliedstaaten, die 
Kommission und die Vizepräsidentin/Hohe 
Vertreterin auf, das Potenzial aller 
einschlägigen Bestimmungen des 
Vertrages, und insbesondere der Klausel 
über gegenseitige Verteidigung und der 
Solidaritätsklausel, voll auszuschöpfen, um 
die unteilbare Sicherheit aller 
Mitgliedstaaten der EU zu gewährleisten, 
und sicherzustellen, dass alle 
europäischen Bürgerinnen und Bürger die 
gleichen Sicherheitsgarantien und einen 
gleich hohen Schutz sowohl vor 
herkömmlichen als auch vor nicht 
konventionellen Bedrohungen genießen, 
unter Berücksichtigung der
Notwendigkeit einer erhöhten 
Kosteneffizienz und einer gerechten 
Lastenteilung und Teilung der Kosten;

Or. en
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Änderungsantrag 23
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. fordert die Mitgliedstaaten, die 
Kommission und die Vizepräsidentin/Hohe 
Vertreterin auf, das Potenzial aller 
einschlägigen Bestimmungen des 
Vertrages, und insbesondere der Klausel 
über gegenseitige Verteidigung und der 
Solidaritätsklausel, voll auszuschöpfen, um 
die europäischen Bürgerinnen und Bürger 
auf der Grundlage einer erhöhten 
Kosteneffizienz und einer gerechten 
Lastenteilung und Teilung der Kosten 
wirksam vor ernsthaften Sicherheitsrisiken 
zu schützen;

1. fordert die Mitgliedstaaten, die 
Kommission und die Vizepräsidentin/Hohe 
Vertreterin auf, das Potenzial aller 
einschlägigen Bestimmungen des 
Vertrages, und insbesondere der 
Beistandsklausel und der 
Solidaritätsklausel, voll auszuschöpfen, um 
die europäischen Bürgerinnen und Bürger 
auf der Grundlage einer erhöhten 
Kosteneffizienz und einer gerechten 
Lastenteilung und Teilung der Kosten 
wirksam vor ernsthaften Sicherheitsrisiken 
zu schützen;

Or. en

Änderungsantrag 24
Maria Eleni Koppa, Ioan Mircea Paşcu

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. fordert die Mitgliedstaaten, die 
Kommission und die Vizepräsidentin/Hohe 
Vertreterin auf, das Potenzial aller 
einschlägigen Bestimmungen des 
Vertrages, und insbesondere der Klausel 
über gegenseitige Verteidigung und der 
Solidaritätsklausel, voll auszuschöpfen, um 
die europäischen Bürgerinnen und Bürger 
auf der Grundlage einer erhöhten 
Kosteneffizienz und einer gerechten 
Lastenteilung und Teilung der Kosten 
wirksam vor ernsthaften Sicherheitsrisiken 
zu schützen;

1. fordert die Mitgliedstaaten, die 
Kommission und die Vizepräsidentin/Hohe 
Vertreterin auf, das Potenzial aller 
einschlägigen Bestimmungen des 
Vertrages, und insbesondere der Klausel 
über gegenseitige Verteidigung und der 
Solidaritätsklausel, voll auszuschöpfen, um 
die europäischen Bürgerinnen und Bürger 
auf der Grundlage des Prinzips der 
gegenseitigen Solidarität unter den 
Mitgliedstaaten der EU sowie einer 
erhöhten Kosteneffizienz und einer 
gerechten Lastenteilung und Teilung der 
Kosten wirksam vor ernsthaften 
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Sicherheitsrisiken zu schützen;

Or. en

Änderungsantrag 25
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 1

Entschließungsantrag Geänderter Text

1. fordert die Mitgliedstaaten, die 
Kommission und die Vizepräsidentin/Hohe 
Vertreterin auf, das Potenzial aller 
einschlägigen Bestimmungen des 
Vertrages, und insbesondere der Klausel 
über gegenseitige Verteidigung und der 
Solidaritätsklausel, voll auszuschöpfen, um 
die europäischen Bürgerinnen und Bürger 
auf der Grundlage einer erhöhten 
Kosteneffizienz und einer gerechten 
Lastenteilung und Teilung der Kosten 
wirksam vor ernsthaften Sicherheitsrisiken 
zu schützen;

1. fordert die Mitgliedstaaten, die 
Kommission und die Vizepräsidentin/Hohe 
Vertreterin auf, das Potenzial aller 
einschlägigen Bestimmungen des 
Vertrages, und insbesondere der Klausel 
über gegenseitige Verteidigung und der 
Solidaritätsklausel, voll auszuschöpfen, um 
die europäischen Bürgerinnen und Bürger 
auf der Grundlage einer erhöhten 
Kosteneffizienz und einer gerechten 
Lastenteilung und Teilung der Kosten 
wirksam vor ernsthaften Sicherheitsrisiken 
zu schützen;

Or. en

Änderungsantrag 26
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Absatz 1 – Unterabsatz 1 (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

weist darauf hin, dass die Mitgliedstaaten 
alle einschlägigen Bestimmungen des 
Vertrages, einschließlich der 
Beistandsklausel und der 
Solidaritätsklausel, ausschöpfen können, 
um gegenseitige Solidarität und breite 
Unterstützung zur Begegnung eines 
überwältigenden Ereignisses, das 
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möglicherweise die Sicherheit eines 
Mitgliedstaates bedroht, zu gewährleisten; 

Or. en

Änderungsantrag 27
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. betont die Notwendigkeit, dass die 
Mitgliedstaaten und die Union die 
Bereitschaft im Hinblick auf alle 
bedeutenden Sicherheitsrisiken 
sicherstellen, insbesondere im Hinblick 
auf die in der europäischen 
Sicherheitsstrategie und der Strategie der 
internen Sicherheit genannten, und 
regelmäßig gemeinsame Bedrohungs- und 
Risikobeurteilungen auf der Grundlage 
einer gemeinsamen Analyse von 
gemeinsam gewonnenen Daten 
durchzuführen;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 28
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

2. betont die Notwendigkeit, dass die 
Mitgliedstaaten und die Union die 
Bereitschaft im Hinblick auf alle 
bedeutenden Sicherheitsrisiken 
sicherstellen, insbesondere im Hinblick auf 
die in der europäischen Sicherheitsstrategie 
und der Strategie der internen Sicherheit 

2. betont die Notwendigkeit, dass die 
Mitgliedstaaten und die Union eine Politik, 
der die Prävention, die Bereitschaft und 
die Reaktion im Hinblick auf alle 
bedeutenden Sicherheitsrisiken zugrunde 
liegt, sicherstellen, insbesondere im 
Hinblick auf die in der europäischen 
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genannten, und regelmäßig gemeinsame 
Bedrohungs- und Risikobeurteilungen auf 
der Grundlage einer gemeinsamen Analyse 
von gemeinsam gewonnenen Daten 
durchzuführen;

Sicherheitsstrategie, der Strategie der 
internen Sicherheit und den regelmäßigen 
Berichten des EU-Koordinators für 
Terrorismusbekämpfung an den Rat 
genannten;

Or. en

Änderungsantrag 29
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Ziffer 2 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

2a. weist auf das neue strategische 
Konzept der NATO hin, das abgesehen 
von der Weiterführung der Rolle der 
NATO als Militärbündnis in Kriegszeiten 
darauf ausgerichtet ist, die Kapazitäten 
der NATO auszubauen, um als politische 
und sicherheitspolitische Gemeinschaft 
mit der EU als Partner 
zusammenzuarbeiten;  stellt zwischen den 
Zielen der NATO und den in Artikel 43 
EUV (ehemalige Petersberg-Aufgaben)  
angeführten Zielen große Ähnlichkeiten 
fest; warnt daher vor kostenträchtigen 
Überschneidungen und 
Ressourcenverschwendung zwischen den 
beiden Organisationen und fordert 
nachdrücklich eine engere und 
regelmäßigere politische Zusammenarbeit 
zwischen der Hohen Vertreterin der EU 
und dem NATO-Generalsekretär zum 
Zweck der Risikobeurteilung, des 
Ressourcenmanagements, der politischen 
Planung und der Durchführung von 
zivilen und militärischen GSVP-
Einsätzen;

Or. en
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Änderungsantrag 30
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 2 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

2a. (neu). betont, dass die Mitgliedstaaten 
und die Union regelmäßig gemeinsame 
Bedrohungs- und Risikobeurteilungen 
auf der Grundlage einer gemeinsamen 
Analyse von gemeinsam gewonnenen 
Daten unter vollständiger Nutzung der 
bestehenden Strukturen innerhalb der 
EU, wie beispielsweise des SitCen, unter 
Koordination der Vizepräsidentin/Hohen 
Vertreterin durchführen müssen; 

Or. en

Änderungsantrag 31
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Ziffer 2 b (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

2b. fordert den Rat auf, sich nicht in 
letztendlich erfolglose territoriale 
Auseinandersetzungen zu verstricken, 
sondern dem Vorgehen der NATO zu 
folgen, unausweichlichen Umständen, die 
außerhalb des Nordatlantikraums in 
manchen Fällen ein Handeln erfordern, 
Rechnung zu tragen, um die 
Sicherheitsinteressen der Verbündeten zu 
wahren;

Or. en

Änderungsantrag 32
Maria Eleni Koppa, Ioan Mircea Paşcu
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Entschließungsantrag
Ziffer 3

Entschließungsantrag Geänderter Text

3. bekräftigt, dass der Einsatz von Gewalt 
durch die EU oder ihre Mitgliedstaaten nur 
zulässig ist, wenn er auf der Grundlage der 
Charta der Vereinten Nationen 
gerechtfertigt ist; bekräftigt sein 
Bekenntnis zur Einhaltung der Osloer 
Leitlinien für den Einsatz von militärischen 
Mitteln und Zivilschutzmitteln bei der 
Katastrophenhilfe; betont, dass die 
Verhinderung von Konflikten, Angriffen 
und Katastrophen der Beseitigung der 
Folgen derselben vorzuziehen ist;

3. bekräftigt, dass der Einsatz von Gewalt 
durch die EU oder ihre Mitgliedstaaten nur 
zulässig ist, wenn er auf der Grundlage der 
Charta der Vereinten Nationen 
gerechtfertigt ist; unterstreicht in diesem 
Zusammenhang das naturgegebene Recht 
zur individuellen und kollektiven 
Selbstverteidigung;  bekräftigt sein 
Bekenntnis zur Einhaltung der Osloer 
Leitlinien für den Einsatz von militärischen 
Mitteln und Zivilschutzmitteln bei der 
Katastrophenhilfe; betont, dass die 
Verhinderung von Konflikten, Angriffen 
und Katastrophen der Beseitigung der 
Folgen derselben vorzuziehen ist; betont, 
dass die Verhinderung von Konflikten, 
Angriffen und Katastrophen der 
Beseitigung der Folgen derselben 
vorzuziehen ist;

Or. en

Änderungsantrag 33
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. hebt die große Bandbreite an 
Instrumenten, wie das 
Katastrophenschutzverfahren, den 
Solidaritätsfonds und die Möglichkeit, in 
Fällen von gravierenden Schwierigkeiten 
wirtschaftliche und finanzielle 
Unterstützung zu leisten, wie in 
Artikel 122 AEUV vorgesehen, hervor, die 
der Union und den Mitgliedstaaten zur 
Verfügung stehen, um auf 

4. hebt die große Bandbreite an 
Instrumenten hervor, die der Union und 
den Mitgliedstaaten zur Verfügung stehen, 
um auf außergewöhnliche Ereignisse in 
einem Geiste der Solidarität zu reagieren; 
erinnert an die Relevanz der 
Rechtsgrundsätze im Sinne von 
Artikel 122 AEUV zum finanziellen 
Beistand in Notsituationen sowie 
Artikel 196 AEUV für Maßnahmen im 
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außergewöhnliche Ereignisse in einem 
Geiste der Solidarität zu reagieren; 
erinnert außerdem an das Bekenntnis zur 
Entwicklung gegenseitiger politischer 
Solidarität in der Außen- und 
Sicherheitspolitik in Übereinstimmung 
mit Artikel 24 EUV;  unterstreicht, dass 
der Zweck der Klauseln über die 
gegenseitige Verteidigung und Solidarität 
nicht darin besteht, diese Instrumente zu 
ersetzen, sondern sie mit Blick auf 
Situationen außergewöhnlicher 
Bedrohungen oder Schäden und 
insbesondere in Fällen, wo die Reaktion 
auf derartige Situationen eine politische 
Koordination auf höchster Ebene und die 
Einbeziehung des Militärs erfordert, zu 
ergänzen;

Bereich des Zivilschutzes;

Or. en

Änderungsantrag 34
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. hebt die große Bandbreite an 
Instrumenten, wie das 
Katastrophenschutzverfahren, den 
Solidaritätsfonds und die Möglichkeit, in 
Fällen von gravierenden Schwierigkeiten 
wirtschaftliche und finanzielle 
Unterstützung zu leisten, wie in 
Artikel 122 AEUV vorgesehen, hervor, die 
der Union und den Mitgliedstaaten zur 
Verfügung stehen, um auf 
außergewöhnliche Ereignisse in einem 
Geiste der Solidarität zu reagieren;  
erinnert außerdem an das Bekenntnis zur 
Entwicklung gegenseitiger politischer 
Solidarität in der Außen- und 
Sicherheitspolitik in Übereinstimmung 
mit Artikel 24 EUV;  unterstreicht, dass 

4. hebt die große Bandbreite an 
Instrumenten, wie das 
Katastrophenschutzverfahren, den 
Solidaritätsfonds und die Möglichkeit, in 
Fällen von gravierenden Schwierigkeiten 
wirtschaftliche und finanzielle 
Unterstützung zu leisten, wie in 
Artikel 122 AEUV vorgesehen, hervor, die 
der Union und den Mitgliedstaaten zur 
Verfügung stehen, um auf 
außergewöhnliche Ereignisse in einem 
Geiste der Solidarität zu reagieren;  
erinnert außerdem an das Bekenntnis zur 
Entwicklung gegenseitiger politischer 
Solidarität in der Außen- und 
Sicherheitspolitik in Übereinstimmung 
mit Artikel 24 EUV;  unterstreicht, dass 
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der Zweck der Klauseln über die 
gegenseitige Verteidigung und Solidarität 
nicht darin besteht, diese Instrumente zu 
ersetzen, sondern sie mit Blick auf 
Situationen außergewöhnlicher 
Bedrohungen oder Schäden und 
insbesondere in Fällen, wo die Reaktion 
auf derartige Situationen eine politische 
Koordination auf höchster Ebene und die 
Einbeziehung des Militärs erfordert, zu 
ergänzen;

der Zweck der Klauseln über die 
gegenseitige Verteidigung und Solidarität 
nicht darin besteht, diese Instrumente zu 
ersetzen, sondern mit Blick auf Situationen 
außergewöhnlicher Bedrohungen oder 
Schäden, die eine politische Koordination
auf höchster Ebene und eine operationelle 
Koordination zwischen den verschiedenen
Akteuren im Falle einer Einbeziehung des 
Militärs erfordern, als Rahmenwerk zu 
fungieren, um somit eine 
Zusammenarbeit der EU in Bezug auf 
Krisen und Katastrophen festzulegen;

Or. en

Änderungsantrag 35
Tarja Cronberg
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. hebt die große Bandbreite an 
Instrumenten, wie das 
Katastrophenschutzverfahren, den 
Solidaritätsfonds und die Möglichkeit, in 
Fällen von gravierenden Schwierigkeiten 
wirtschaftliche und finanzielle 
Unterstützung zu leisten, wie in 
Artikel 122 AEUV vorgesehen, hervor, die 
der Union und den Mitgliedstaaten zur 
Verfügung stehen, um auf 
außergewöhnliche Ereignisse in einem 
Geiste der Solidarität zu reagieren;  
erinnert außerdem an das Bekenntnis zur 
Entwicklung gegenseitiger politischer 
Solidarität in der Außen- und 
Sicherheitspolitik in Übereinstimmung 
mit Artikel 24 EUV;  unterstreicht, dass 
der Zweck der Klauseln über die 
gegenseitige Verteidigung und Solidarität 
nicht darin besteht, diese Instrumente zu 
ersetzen, sondern sie mit Blick auf 

4. hebt die große Bandbreite an 
Instrumenten, wie das 
Katastrophenschutzverfahren, den 
Solidaritätsfonds und die Möglichkeit, in 
Fällen von gravierenden Schwierigkeiten 
wirtschaftliche und finanzielle 
Unterstützung zu leisten, wie in 
Artikel 122 AEUV vorgesehen, hervor, die 
der Union und den Mitgliedstaaten zur 
Verfügung stehen, um auf 
außergewöhnliche Ereignisse in einem 
Geiste der Solidarität zu reagieren;  
erinnert außerdem an das Bekenntnis zur 
Entwicklung gegenseitiger politischer 
Solidarität in der Außen- und 
Sicherheitspolitik in Übereinstimmung 
mit Artikel 24 EUV;  unterstreicht, dass 
der Zweck der Klauseln über die 
gegenseitige Verteidigung und Solidarität 
nicht darin besteht, diese Instrumente zu 
ersetzen, sondern sie mit Blick auf 
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Situationen außergewöhnlicher 
Bedrohungen oder Schäden und 
insbesondere in Fällen, wo die Reaktion 
auf derartige Situationen eine politische 
Koordination auf höchster Ebene und die 
Einbeziehung des Militärs erfordert, zu 
ergänzen;

Situationen außergewöhnlicher 
Bedrohungen oder Schäden und 
insbesondere in Fällen, wo die Reaktion 
auf derartige Situationen eine politische 
Koordination auf höchster Ebene und die 
Einbeziehung des Militärs erfordert, zu 
ergänzen;

Or. en

Änderungsantrag 36
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Ziffer 4

Entschließungsantrag Geänderter Text

4. hebt die große Bandbreite an 
Instrumenten, wie das 
Katastrophenschutzverfahren, den 
Solidaritätsfonds und die Möglichkeit, in 
Fällen von gravierenden Schwierigkeiten 
wirtschaftliche und finanzielle 
Unterstützung zu leisten, wie in 
Artikel 122 AEUV vorgesehen, hervor, die 
der Union und den Mitgliedstaaten zur 
Verfügung stehen, um auf 
außergewöhnliche Ereignisse in einem 
Geiste der Solidarität zu reagieren;  
erinnert außerdem an das Bekenntnis zur 
Entwicklung gegenseitiger politischer 
Solidarität in der Außen- und 
Sicherheitspolitik in Übereinstimmung 
mit Artikel 24 EUV;  unterstreicht, dass 
der Zweck der Klauseln über die 
gegenseitige Verteidigung und Solidarität 
nicht darin besteht, diese Instrumente zu 
ersetzen, sondern sie mit Blick auf 
Situationen außergewöhnlicher 
Bedrohungen oder Schäden und 
insbesondere in Fällen, wo die Reaktion 
auf derartige Situationen eine politische 
Koordination auf höchster Ebene und die 
Einbeziehung des Militärs erfordert, zu 

4. hebt die große Bandbreite an 
Instrumenten, wie das 
Katastrophenschutzverfahren, den 
Solidaritätsfonds und die Möglichkeit, in 
Fällen von gravierenden Schwierigkeiten 
wirtschaftliche und finanzielle 
Unterstützung zu leisten, wie in 
Artikel 122 AEUV vorgesehen, hervor, die 
der Union und den Mitgliedstaaten zur 
Verfügung stehen, um auf 
außergewöhnliche Ereignisse in einem 
Geiste der Solidarität zu reagieren;  
erinnert außerdem an das Bekenntnis zur 
Entwicklung gegenseitiger politischer 
Solidarität in der Außen- und 
Sicherheitspolitik in Übereinstimmung 
mit Artikel 24 EUV;  unterstreicht, dass 
der Zweck der Klauseln über die 
gegenseitige Verteidigung und Solidarität 
nicht darin besteht, diese Instrumente zu 
ersetzen, sondern sie mit Blick auf 
Situationen außergewöhnlicher 
Bedrohungen oder Schäden und 
insbesondere in Fällen, wo die Reaktion 
auf derartige Situationen eine politische
Koordination auf höchster Ebene und eine 
Zusammenarbeit mit nationalen 
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ergänzen; Streitkräften erfordert, zu ergänzen;

Or. en

Änderungsantrag 37
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Ziffer 4 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

4a. erinnert an das Bekenntnis zur 
systematischen Weiterentwicklung 
gegenseitiger politischer Solidarität in der 
Außen- und Sicherheitspolitik in 
Übereinstimmung mit Artikel 24 EUV; 
unterstreicht die Möglichkeiten im 
Rahmen des Vertrags von Lissabon zu 
einer verbesserten Kooperation im 
Hinblick auf die GASP, einschließlich der 
Zuweisung bestimmter Aufgaben und 
Einsätze an Gruppen von Mitgliedstaaten 
sowie des Konzepts einer Ständigen 
Strukturierten Zusammenarbeit in 
Militärfragen;  unterstreicht, dass der 
Zweck der Beistandsklausel und der 
Solidaritätsklausel nicht darin besteht, 
diese Instrumente zu ersetzen, sondern sie 
mit Blick auf Situationen 
außergewöhnlicher Bedrohungen oder 
Schäden und insbesondere in Fällen, wo 
die Reaktion auf derartige Situationen 
eine politische Koordination auf höchster 
Ebene und die Einbeziehung des Militärs 
erfordert, zu ergänzen; 

Or. en

Änderungsantrag 38
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Ziffer 5
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Entschließungsantrag Geänderter Text

5. fordert die Kommission und die 
Vizepräsidentin/ Hohe Vertreterin auf, im 
Rahmen ihrer laufenden Arbeiten an 
einem gemeinsamen Vorschlag für einen 
Beschluss des Rates über die Umsetzung 
der Solidaritätsklausel nach den 
Bestimmungen des Vertrags der 
politischen und operationellen Dimension 
beider Klauseln Rechnung zu tragen, und 
den Empfehlungen dieser Entschließung 
nachzukommen;

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 39
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. fordert die Kommission und die 
Vizepräsidentin/ Hohe Vertreterin auf, im 
Rahmen ihrer laufenden Arbeiten an einem 
gemeinsamen Vorschlag für einen 
Beschluss des Rates über die Umsetzung 
der Solidaritätsklausel nach den 
Bestimmungen des Vertrags der 
politischen und operationellen Dimension 
beider Klauseln Rechnung zu tragen, und 
den Empfehlungen dieser Entschließung 
nachzukommen;

5. fordert die Kommission und die Hohe 
Vertreterin mit Nachdruck auf, vor Ende 
2012 einen gemeinsamen Vorschlag für 
einen Beschluss des Rates zu unterbreiten, 
in dem die Modalitäten zur Umsetzung 
der Solidaritätsklausel nach den 
Bestimmungen von Artikel 222 Absatz 4 
AEUV festgelegt werden;  fordert das 
Politische und Sicherheitspolitische 
Komitee und den Ständigen Ausschuss 
für die Innere Sicherheit im Interesse der
Kohärenz auf, eine gemeinsame 
Stellungnahme zur Umsetzung der 
Solidaritätsklausel und zu den 
operationellen Modalitäten der 
Beistandsklausel, einschließlich der 
Verbindung zur NATO, einzureichen;  
weist darauf hin, dass der Rat in nicht-
militärischen Fragen des gegenseitigen 
Beistands und der gegenseitigen 
Unterstützung mit qualifizierter Mehrheit 
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entscheidet; unterstreicht die 
Notwendigkeit, das Parlament in diesem 
Zusammenhang umfassend zu 
informieren;

Or. en

Änderungsantrag 40
Norica Nicolai

Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. fordert die Kommission und die 
Vizepräsidentin/ Hohe Vertreterin auf, im 
Rahmen ihrer laufenden Arbeiten an einem 
gemeinsamen Vorschlag für einen 
Beschluss des Rates über die Umsetzung 
der Solidaritätsklausel nach den 
Bestimmungen des Vertrags der 
politischen und operationellen Dimension 
beider Klauseln Rechnung zu tragen, und 
den Empfehlungen dieser Entschließung 
nachzukommen;

5. fordert die Kommission und die 
Vizepräsidentin/ Hohe Vertreterin auf, im 
Rahmen ihrer laufenden Arbeiten an einem 
gemeinsamen Vorschlag für einen 
Beschluss des Rates über eine bessere 
Bestimmung und Umsetzung der 
Solidaritätsklausel nach den 
Bestimmungen des Vertrags der 
politischen und operationellen Dimension 
beider Klauseln Rechnung zu tragen, und 
den Empfehlungen dieser Entschließung 
nachzukommen;

Or. en

Änderungsantrag 41
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 5

Entschließungsantrag Geänderter Text

5. fordert die Kommission und die 
Vizepräsidentin/ Hohe Vertreterin auf, im 
Rahmen ihrer laufenden Arbeiten an einem 
gemeinsamen Vorschlag für einen 
Beschluss des Rates über die Umsetzung 
der Solidaritätsklausel nach den 

5. fordert die Kommission und die 
Vizepräsidentin/ Hohe Vertreterin auf, im 
Rahmen ihrer laufenden Arbeiten an einem 
gemeinsamen Vorschlag für einen 
Beschluss des Rates über die Umsetzung 
der Solidaritätsklausel nach den 
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Bestimmungen des Vertrags der 
politischen und operationellen Dimension 
beider Klauseln Rechnung zu tragen, und 
den Empfehlungen dieser Entschließung 
nachzukommen;

Bestimmungen des Vertrags der 
politischen und operationellen Dimension 
beider Klauseln Rechnung zu tragen, und 
den Empfehlungen dieser Entschließung 
nachzukommen; fordert daher die 
Kommission und die Vizepräsidentin/ 
Hohe Vertreterin dazu auf, die 
Modalitäten zur Umsetzung so zu 
gestalten, dass die Bestimmung des 
Vertrags durch (1) die Verdeutlichung der 
Rollen und Kompetenzen der 
verschiedenen Akteure im Falle einer 
Auslösung der Klausel, wie beispielsweise 
der Kommission, der Mitgliedstaaten, des 
Koordinators für 
Terrorismusbekämpfung, von COPS und 
COSI, (2) die Beschreibung, wenn auch 
nur in flexibler Form, der möglichen Art 
der Krisen, die die Auslösung der Klausel 
durch einen Mitgliedstaat rechtfertigen, 
und (3) die Klarstellung der konkreten 
Bedeutung des „Beistands“ im Sinne der 
Bestimmung des Vertrags, ergänzt wird, 
um die gegenseitigen Verpflichtungen der 
Mitgliedstaaten klar festzulegen;

Or. en

Änderungsantrag 42
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Unterabsatz 2

Entschließungsantrag Geänderter Text

Klausel über gegenseitige Verteidigung Beistandsklausel
Geltungsbereich Geltungsbereich

Or. en

Änderungsantrag 43
Andrew Duff
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Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. erinnert die Mitgliedstaaten an ihre 
eindeutige Verpflichtung zur Hilfe und 
Unterstützung mit allen ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln, wenn ein 
Mitgliedstaat das Opfer eines bewaffneten 
Angriffs auf sein Hoheitsgebiet ist;  betont, 
dass, obwohl ein groß angelegter Angriff 
auf einen Mitgliedstaat in absehbarer 
Zukunft unwahrscheinlich erscheint, 
sowohl die traditionelle territoriale 
Verteidigung als auch die Verteidigung 
gegen neue Bedrohungen weiterhin hohe 
Priorität haben muss;  weist überdies 
darauf hin, dass der Vertrag festlegt, dass
für die EU-Länder, die Mitglieder der 
Organisation des Nordatlantikvertrags 
sind, die NATO weiterhin die Grundlage 
ihrer kollektiven Verteidigung und das 
Forum für ihre Umsetzung bleibt, und 
dass Verpflichtungen und die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
gegenseitigen Verteidigung mit den 
Verpflichtungen im Rahmen der NATO 
im Einklang stehen müssen;

6. erinnert die Mitgliedstaaten an ihre 
eindeutige Verpflichtung zur Hilfe und 
Unterstützung mit allen ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln, wenn ein 
Mitgliedstaat das Opfer eines bewaffneten 
Angriffs auf sein Hoheitsgebiet ist;  
erinnert weiterhin daran, dass die 
überwiegende Mehrheit der EU-Staaten 
der NATO angehört und dass die 
gemeinsame Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der Union mit den 
Verpflichtungen im Rahmen der NATO 
vereinbar sein und im Einklang stehen 
muss; nimmt den besonderen Charakter 
der Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
von EU-Staaten, die nicht der NATO 
angehören, aufmerksam zur Kenntnis, 
stellt allerdings fest, dass die EU-
Beistandsklausel nie ohne Konsultation 
der NATO und Anforderung ihres 
Einsatzes ausgelöst werden wird;

Or. en

Änderungsantrag 44
Tarja Cronberg
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. erinnert die Mitgliedstaaten an ihre 
eindeutige Verpflichtung zur Hilfe und 
Unterstützung mit allen ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln, wenn ein 

6. erinnert die Mitgliedstaaten an ihre 
eindeutige Verpflichtung zur Hilfe und 
Unterstützung mit allen ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln, wenn ein 
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Mitgliedstaat das Opfer eines bewaffneten 
Angriffs auf sein Hoheitsgebiet ist;  betont, 
dass, obwohl ein groß angelegter Angriff 
auf einen Mitgliedstaat in absehbarer 
Zukunft unwahrscheinlich erscheint,
sowohl die traditionelle territoriale 
Verteidigung als auch die Verteidigung 
gegen neue Bedrohungen weiterhin hohe 
Priorität haben muss;  weist überdies 
darauf hin, dass der Vertrag festlegt, dass 
für die EU-Länder, die Mitglieder der 
Organisation des Nordatlantikvertrags sind, 
die NATO weiterhin die Grundlage ihrer 
kollektiven Verteidigung und das Forum 
für ihre Umsetzung bleibt, und dass 
Verpflichtungen und die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der gegenseitigen 
Verteidigung mit den Verpflichtungen im 
Rahmen der NATO im Einklang stehen 
müssen;

Mitgliedstaat das Opfer eines bewaffneten 
Angriffs auf sein Hoheitsgebiet ist;  betont, 
dass, obwohl ein groß angelegter Angriff 
auf einen Mitgliedstaat in absehbarer 
Zukunft unwahrscheinlich erscheint, 
sowohl die traditionelle territoriale 
Verteidigung als auch die Verteidigung 
gegen neue Bedrohungen weiterhin hohe 
Priorität haben muss;  weist überdies 
darauf hin, dass der Vertrag festlegt, dass 
für die EU-Länder, die Mitglieder der 
Organisation des Nordatlantikvertrags sind, 
die NATO weiterhin die Grundlage ihrer 
kollektiven Verteidigung und das Forum 
für ihre Umsetzung bleibt, und dass 
Verpflichtungen und die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der gegenseitigen 
Verteidigung mit den Verpflichtungen im 
Rahmen der NATO im Einklang stehen 
müssen; ruft die Vize-Präsidentin/ Hohe 
Vertreterin und den Rat dazu auf, das 
Verhältnis zwischen der EU-Klausel über 
die gegenseitige Verteidigung und 
Artikel 5 des Nordatlantikvertrags zu 
klären;

Or. en

Änderungsantrag 45
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 6

Entschließungsantrag Geänderter Text

6. erinnert die Mitgliedstaaten an ihre 
eindeutige Verpflichtung zur Hilfe und 
Unterstützung mit allen ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln, wenn ein 
Mitgliedstaat das Opfer eines bewaffneten 
Angriffs auf sein Hoheitsgebiet ist;  betont, 
dass, obwohl ein groß angelegter Angriff 
auf einen Mitgliedstaat in absehbarer 
Zukunft unwahrscheinlich erscheint, 
sowohl die traditionelle territoriale 

6. erinnert die Mitgliedstaaten an ihre 
eindeutige Verpflichtung zur Hilfe und 
Unterstützung mit allen ihnen zur 
Verfügung stehenden Mitteln, wenn ein 
Mitgliedstaat das Opfer eines bewaffneten 
Angriffs auf sein Hoheitsgebiet ist;  betont, 
dass, obwohl ein groß angelegter Angriff 
auf einen Mitgliedstaat in absehbarer 
Zukunft unwahrscheinlich erscheint, 
sowohl die traditionelle territoriale 
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Verteidigung als auch die Verteidigung 
gegen neue Bedrohungen weiterhin hohe 
Priorität haben muss;  weist überdies 
darauf hin, dass der Vertrag festlegt, dass 
für die EU-Länder, die Mitglieder der 
Organisation des Nordatlantikvertrags sind, 
die NATO weiterhin die Grundlage ihrer 
kollektiven Verteidigung und das Forum 
für ihre Umsetzung bleibt, und dass 
Verpflichtungen und die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der gegenseitigen 
Verteidigung mit den Verpflichtungen im 
Rahmen der NATO im Einklang stehen 
müssen;

Verteidigung als auch die Verteidigung 
gegen neue Bedrohungen weiterhin hohe 
Priorität haben muss;  weist überdies 
darauf hin, dass Verpflichtungen und die 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
gegenseitigen Verteidigung mit den 
Verpflichtungen im Rahmen der 
Organisation des Nordatlantikvertrags, die 
für die dazugehörigen Mitgliedstaaten 
weiterhin die Grundlage ihrer kollektiven 
Verteidigung und das Forum für ihre 
Umsetzung bleibt, im Einklang stehen 
müssen;

Or. en

Änderungsantrag 46
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Ziffer 7

Entschließungsantrag Geänderter Text

7. weist gleichzeitig auf die ebenso 
wichtige Notwendigkeit hin, für 
Situationen Vorkehrungen zu treffen, in die 
Mitgliedstaaten der EU involviert sind, die 
nicht Mitglied der NATO sind, oder 
Hoheitsgebiete von Mitgliedstaaten der 
EU, die außerhalb des nordatlantischen 
Raumes liegen und daher nicht unter den 
Washingtoner Vertrag fallen, oder 
Situationen, in denen innerhalb der NATO 
keine Übereinkunft über kollektive 
Maßnahmen erzielt wird;

7. weist gleichzeitig auf die Notwendigkeit 
hin, für Situationen Vorkehrungen zu 
treffen, in denen die NATO beschließt, auf 
eine Beteiligung zu verzichten;

Or. en

Änderungsantrag 47
Tarja Cronberg
im Namen der Verts/ALE-Fraktion
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Entschließungsantrag
Ziffer 7

Entschließungsantrag Geänderter Text

7. weist gleichzeitig auf die ebenso 
wichtige Notwendigkeit hin, für 
Situationen Vorkehrungen zu treffen, in die 
Mitgliedstaaten der EU involviert sind, die 
nicht Mitglied der NATO sind, oder 
Hoheitsgebiete von Mitgliedstaaten der 
EU, die außerhalb des nordatlantischen 
Raumes liegen und daher nicht unter den 
Washingtoner Vertrag fallen, oder 
Situationen, in denen innerhalb der NATO 
keine Übereinkunft über kollektive 
Maßnahmen erzielt wird;

7. weist gleichzeitig auf die ebenso 
wichtige Notwendigkeit hin, für 
Situationen Vorkehrungen zu treffen, in die 
Mitgliedstaaten der EU involviert sind, die 
nicht Mitglied der NATO sind, oder 
Hoheitsgebiete von Mitgliedstaaten der 
EU, die außerhalb des nordatlantischen 
Raumes liegen und daher nicht unter den 
Washingtoner Vertrag fallen, oder 
Situationen, in denen innerhalb der NATO 
keine Übereinkunft über kollektive 
Maßnahmen erzielt wird; betont, dass die 
Unterstützung von EU-Mitgliedstaaten, 
die nicht Mitglied der NATO sind, unter 
keinen Umständen zu einer Verbindung 
der Union mit den Nuklearwaffen von 
zwei ihrer Mitgliedstaaten führen darf;  
erinnert daran, dass sich die Umsetzung 
der Klausel über die gegenseitige 
Verteidigung unter keinen Umständen 
auf den Einsatz von 
Massenvernichtungswaffen stützen darf; 

Or. en

Änderungsantrag 48
Norica Nicolai

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. ist der Auffassung, dass sogar 
unbewaffnete Angriffe, zum Beispiel 
Cyber-Angriffe, die mit dem Ziel, einem 
Mitgliedstaat erheblichen Schaden und 
Störungen zu verursachen, durchgeführt 
und als von außen kommend identifiziert 
werden, möglicherweise unter die Klausel 

8. ist der Auffassung, dass sogar 
unbewaffnete Angriffe, zum Beispiel 
Cyber-Angriffe, die mit dem Ziel, einem 
Mitgliedstaat erheblichen Schaden und 
Störungen zu verursachen, durchgeführt 
und als von außen kommend identifiziert 
werden, möglicherweise unter die Klausel 
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fallen könnten, wenn die Sicherheit des 
Mitgliedstaat durch die Folgen dieses 
Angriffs stark gefährdet wird;

fallen könnten, wenn die Sicherheit des 
Mitgliedstaat durch die Folgen dieses 
Angriffs stark gefährdet wird; ruft den Rat, 
die Vize-Präsidentin/ Hohe Vertreterin 
und die EDA auf, mit den Mitgliedstaaten 
angemessene Reaktionsmöglichkeiten auf 
Cyber-Angriffe abzustimmen, die 
angesichts des geringen 
Materialaufwands für einen Angriff oder 
einen ersten Angriff seitens eines Staates 
oder einer staatlichen Einrichtung gegen 
einen anderen Staat als Angriffsmittel am 
wahrscheinlichsten sind;

Or. en

Änderungsantrag 49
Maria Eleni Koppa, Ioan Mircea Paşcu

Entschließungsantrag
Ziffer 8

Entschließungsantrag Geänderter Text

8. ist der Auffassung, dass sogar 
unbewaffnete Angriffe, zum Beispiel 
Cyber-Angriffe, die mit dem Ziel, einem 
Mitgliedstaat erheblichen Schaden und 
Störungen zu verursachen, durchgeführt 
und als von außen kommend identifiziert 
werden, möglicherweise unter die Klausel 
fallen könnten, wenn die Sicherheit des 
Mitgliedstaat durch die Folgen dieses 
Angriffs stark gefährdet wird;

8. ist der Auffassung, dass sogar 
unbewaffnete Angriffe, zum Beispiel 
Cyber-Angriffe, die mit dem Ziel, einem 
Mitgliedstaat erheblichen Schaden und 
Störungen zu verursachen, durchgeführt 
und als von außen kommend identifiziert 
werden, möglicherweise unter die Klausel 
fallen könnten, wenn die Sicherheit des 
Mitgliedstaat durch die Folgen dieses 
Angriffs stark gefährdet wird, unter 
vollständiger Achtung des Grundsatzes 
der Proportionalität;

Or. en

Änderungsantrag 50
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 8
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Entschließungsantrag Geänderter Text

8. ist der Auffassung, dass sogar 
unbewaffnete Angriffe, zum Beispiel 
Cyber-Angriffe, die mit dem Ziel, einem 
Mitgliedstaat erheblichen Schaden und 
Störungen zu verursachen, durchgeführt 
und als von außen kommend identifiziert 
werden, möglicherweise unter die Klausel 
fallen könnten, wenn die Sicherheit des 
Mitgliedstaat durch die Folgen dieses 
Angriffs stark gefährdet wird;

8. ist der Auffassung, dass sogar 
unbewaffnete Angriffe, zum Beispiel 
Cyber-Angriffe gegen kritische 
Infrastrukturen, die mit dem Ziel, einem 
Mitgliedstaat erheblichen Schaden und 
Störungen zu verursachen, durchgeführt 
und als von außen kommend identifiziert 
werden, möglicherweise unter die Klausel 
fallen könnten, wenn die Sicherheit des 
Mitgliedstaat durch die Folgen dieses 
Angriffs stark gefährdet wird;

Or. en

Änderungsantrag 51
Tarja Cronberg
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. unterstreicht die Bedeutung der
Abschreckung und damit auch der 
Notwendigkeit für europäische Länder, 
über glaubwürdige militärische 
Fähigkeiten zu verfügen;  bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, ihre Anstrengungen 
zur gemeinschaftlichen Entwicklung 
militärischer Fähigkeiten zu verstärken, 
insbesondere durch die ergänzenden 
Initiativen zur „Zusammenlegung und 
gemeinsamen Nutzung“ und „Smart 
Defence“ von EU und NATO, die in Zeiten 
von knappen Verteidigungshaushalten 
äußerst wichtige zukunftsweisende Schritte 
sind;

9. unterstreicht die Bedeutung von 
Vorbeugung, Widerstandsfähigkeit und 
Schutz, und damit auch der Notwendigkeit 
für europäische Länder, in diese Bereiche 
zu investieren; bestärkt die Mitgliedstaaten 
darin, ihre Anstrengungen zur 
gemeinschaftlichen Entwicklung 
militärischer Fähigkeiten zu verstärken, 
insbesondere durch die ergänzenden 
Initiativen zur „Zusammenlegung und 
gemeinsamen Nutzung“ und „Smart 
Defence“ von EU und NATO, die in Zeiten 
von knappen Verteidigungshaushalten 
äußerst wichtige zukunftsweisende Schritte 
sind; erinnert daran, dass diese 
nationalen militärischen Fähigkeiten, die 
für die GSVP zur Verfügung stehen, in 
erster Linie für spezielle Einsätze im 
Ausland konzipiert wurden, wie sie in den 
Petersberg-Aufgaben beschrieben werden, 
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und für traditionelle Aufgaben im Bereich 
der territorialen Verteidigung 
möglicherweise keinen großen Wert 
haben;

Or. en

Änderungsantrag 52
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. unterstreicht die Bedeutung der
Abschreckung und damit auch der 
Notwendigkeit für europäische Länder, 
über glaubwürdige militärische 
Fähigkeiten zu verfügen;  bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, ihre Anstrengungen 
zur gemeinschaftlichen Entwicklung 
militärischer Fähigkeiten zu verstärken, 
insbesondere durch die ergänzenden 
Initiativen zur „Zusammenlegung und 
gemeinsamen Nutzung“ und „Smart 
Defence“ von EU und NATO, die in Zeiten 
von knappen Verteidigungshaushalten 
äußerst wichtige zukunftsweisende Schritte 
sind;

9. unterstreicht die Bedeutung der
Abschreckung und damit auch der 
Notwendigkeit für europäische Länder, 
über glaubwürdige militärische 
Fähigkeiten zu verfügen;  bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, sorgfältig zu 
erwägen, in welchen Bereichen eine
gemeinschaftliche Entwicklung 
militärischer Fähigkeiten zusätzlichen 
Wert bieten könnte, insbesondere durch 
die ergänzenden Initiativen zur 
„Zusammenlegung und gemeinsamen 
Nutzung“ und „Smart Defence“ von EU 
und NATO, die in Zeiten von knappen 
Verteidigungshaushalten wichtige 
zukunftsweisende Schritte sind;

Or. en

Änderungsantrag 53
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. unterstreicht die Bedeutung der 9. unterstreicht die Bedeutung der
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Abschreckung und damit auch der 
Notwendigkeit für europäische Länder, 
über glaubwürdige militärische 
Fähigkeiten zu verfügen;  bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, ihre Anstrengungen 
zur gemeinschaftlichen Entwicklung 
militärischer Fähigkeiten zu verstärken, 
insbesondere durch die ergänzenden 
Initiativen zur „Zusammenlegung und 
gemeinsamen Nutzung“ und „Smart 
Defence“ von EU und NATO, die in Zeiten 
von knappen Verteidigungshaushalten 
äußerst wichtige zukunftsweisende Schritte 
sind;

Abschreckung und damit auch der 
Notwendigkeit für europäische Länder, 
über glaubwürdige militärische 
Fähigkeiten zu verfügen;  bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, ihre Anstrengungen 
zur gemeinschaftlichen Entwicklung 
militärischer Fähigkeiten zu verstärken, 
insbesondere durch die ergänzenden 
Initiativen zur „Zusammenlegung und 
gemeinsamen Nutzung“ und „Smart 
Defence“ von EU und NATO, die in Zeiten 
von knappen Verteidigungshaushalten 
äußerst wichtige zukunftsweisende Schritte 
sind; wiederholt in diesem 
Zusammenhang seine Forderung, dass 
die Arbeit der Europäischen 
Verteidigungsagentur von den nationalen 
Verteidigungsministerien stärker 
respektiert und genutzt werden sollte;

Or. en

Änderungsantrag 54
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. unterstreicht die Bedeutung der
Abschreckung und damit auch der 
Notwendigkeit für europäische Länder, 
über glaubwürdige militärische 
Fähigkeiten zu verfügen;  bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, ihre Anstrengungen 
zur gemeinschaftlichen Entwicklung 
militärischer Fähigkeiten zu verstärken, 
insbesondere durch die ergänzenden 
Initiativen zur „Zusammenlegung und 
gemeinsamen Nutzung“ und „Smart 
Defence“ von EU und NATO, die in Zeiten 
von knappen Verteidigungshaushalten 
äußerst wichtige zukunftsweisende Schritte 
sind;

9. unterstreicht die Bedeutung der
Abschreckung und damit auch der 
Notwendigkeit für europäische Länder, 
über glaubwürdige militärische 
Fähigkeiten zu verfügen;  bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, ihre Anstrengungen 
zur gemeinschaftlichen Entwicklung 
militärischer Fähigkeiten zu verstärken, 
insbesondere durch die ergänzenden 
Initiativen zur „Zusammenlegung und 
gemeinsamen Nutzung“ und „Smart 
Defence“ von EU und NATO, die in Zeiten 
von knappen Verteidigungshaushalten 
äußerst wichtige zukunftsweisende Schritte 
sind; bestärkt die Mitgliedstaaten und den 
EAD, die Debatte im Hinblick auf die 
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Einrichtung der im Vertrag von Lissabon 
vorgesehenen Ständigen Strukturierten 
Zusammenarbeit fortzusetzen;

Or. en

Änderungsantrag 55
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 9

Entschließungsantrag Geänderter Text

9. unterstreicht die Bedeutung der 
Abschreckung und damit auch der 
Notwendigkeit für europäische Länder, 
über glaubwürdige militärische 
Fähigkeiten zu verfügen;  bestärkt die 
Mitgliedstaaten darin, ihre Anstrengungen 
zur gemeinschaftlichen Entwicklung 
militärischer Fähigkeiten zu verstärken, 
insbesondere durch die ergänzenden 
Initiativen zur „Zusammenlegung und 
gemeinsamen Nutzung“ und „Smart 
Defence“ von EU und NATO, die in Zeiten 
von knappen Verteidigungshaushalten 
äußerst wichtige zukunftsweisende Schritte 
sind;

9. bestärkt die Mitgliedstaaten darin, ihre 
Anstrengungen zur gemeinschaftlichen 
Entwicklung militärischer Fähigkeiten zu 
verstärken, insbesondere durch die 
ergänzenden Initiativen zur 
„Zusammenlegung und gemeinsamen 
Nutzung“ und „Smart Defence“ von EU 
und NATO, die in Zeiten von knappen 
Verteidigungshaushalten äußerst wichtige 
zukunftsweisende Schritte sind; fordert die 
Mitgliedstaaten in diesem 
Zusammenhang auf, erneut die 
Senkungen der Verteidigungsausgaben 
angesichts von knappen Finanz- und 
Haushaltslagen in Betracht zu ziehen;  
ruft die Mitgliedstaaten auch auf, im 
Hinblick auf Verteidigungsausgaben 
einen Ansatz zu verfolgen, der 
europäische und regionale Synergien 
fördert, statt eines kurzsichtigen 
nationalen Ansatzes, der unzureichend 
ist, um ihre Verpflichtungen gegenüber 
der EU und der NATO im Hinblick auf 
militärische Ressourcen und Ausstattung 
zu erfüllen;

Or. en

Änderungsantrag 56
Geoffrey Van Orden
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Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. bekräftigt seine Forderung nach einer 
systematischen Harmonisierung von 
militärischen Anforderungen und einem
harmonisierten Prozess der 
Verteidigungsplanung und der Akquisition
in der EU, die nicht hinter den 
Ansprüchen der EU zurückbleiben und 
mit dem Prozess der Verteidigungsplanung 
der NATO abgestimmt sind;  bestärkt die 
Mitgliedstaaten vor dem Hintergrund 
eines erhöhten Niveaus an 
Sicherheitsgarantien durch die 
Beistandsklausel darin, eine 
multinationale Zusammenarbeit im 
Hinblick auf die Entwicklung von 
Fähigkeiten und gegebenenfalls eine 
Spezialisierung als Grundprinzipien ihrer 
Verteidigungsplanung in Betracht zu 
ziehen;

10. bekräftigt, dass jegliche Schritte hin zu 
einer Harmonisierung von militärischen 
Anforderungen und harmonisierten 
Prozessen der Verteidigungsplanung und 
der Akquisition im Rahmen des Prozesses
der Verteidigungsplanung der NATO oder 
bilateral zwischen den Mitgliedstaaten 
erfolgen sollten;

Or. en

Änderungsantrag 57
Tarja Cronberg
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. bekräftigt seine Forderung nach einer 
systematischen Harmonisierung von 
militärischen Anforderungen und einem
harmonisierten Prozess der 
Verteidigungsplanung und der Akquisition
in der EU, die nicht hinter den 
Ansprüchen der EU zurückbleiben und 
mit dem Prozess der Verteidigungsplanung 
der NATO abgestimmt sind;  bestärkt die 

10. bekräftigt seine Forderung nach einer 
systematischen Harmonisierung von 
militärischen Anforderungen und einem
harmonisierten Prozess der 
Verteidigungsplanung und der Akquisition
in der EU, die nicht hinter den 
Ansprüchen der EU zurückbleiben und 
mit dem Prozess der Verteidigungsplanung 
der NATO abgestimmt sind;  bestärkt die 
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Mitgliedstaaten vor dem Hintergrund 
eines erhöhten Niveaus an 
Sicherheitsgarantien durch die 
Beistandsklausel darin, eine 
multinationale Zusammenarbeit im 
Hinblick auf die Entwicklung von 
Fähigkeiten und gegebenenfalls eine 
Spezialisierung als Grundprinzipien ihrer 
Verteidigungsplanung in Betracht zu 
ziehen;

Mitgliedstaaten vor dem Hintergrund der 
speziellen Anforderungen, die noch 
geklärt werden müssen und die die 
genauen Fähigkeiten angeben, die zur 
Umsetzung der Beistandsklausel benötigt 
werden, darin, eine multinationale 
Zusammenarbeit im Hinblick auf die 
Entwicklung von Fähigkeiten und 
gegebenenfalls eine Spezialisierung als 
Grundprinzipien ihrer 
Verteidigungsplanung in Betracht zu 
ziehen;

Or. en

Änderungsantrag 58
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. bekräftigt seine Forderung nach einer 
systematischen Harmonisierung von 
militärischen Anforderungen und einem
harmonisierten Prozess der 
Verteidigungsplanung und der Akquisition
in der EU, die nicht hinter den 
Ansprüchen der EU zurückbleiben und 
mit dem Prozess der Verteidigungsplanung 
der NATO abgestimmt sind;  bestärkt die 
Mitgliedstaaten vor dem Hintergrund 
eines erhöhten Niveaus an 
Sicherheitsgarantien durch die 
Beistandsklausel darin, eine 
multinationale Zusammenarbeit im 
Hinblick auf die Entwicklung von 
Fähigkeiten und gegebenenfalls eine 
Spezialisierung als Grundprinzipien ihrer 
Verteidigungsplanung in Betracht zu 
ziehen;

10. bekräftigt seine Forderung nach einer 
systematischen Harmonisierung von 
militärischen Anforderungen und einem
harmonisierten Prozess der 
Verteidigungsplanung und der Akquisition
in der EU, die nicht hinter den 
Ansprüchen der EU zurückbleiben und 
mit dem Prozess der Verteidigungsplanung 
der NATO abgestimmt sind;  bestärkt die 
Mitgliedstaaten vor dem Hintergrund 
eines erhöhten Niveaus an 
Sicherheitsgarantien durch die 
Beistandsklausel darin, eine 
multinationale Zusammenarbeit im 
Hinblick auf die Entwicklung von 
Fähigkeiten und gegebenenfalls eine 
Spezialisierung als Grundprinzipien ihrer 
Verteidigungsplanung in Betracht zu 
ziehen;

Or. en
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Änderungsantrag 59
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Ziffer 10

Entschließungsantrag Geänderter Text

10. bekräftigt seine Forderung nach einer 
systematischen Harmonisierung von 
militärischen Anforderungen und einem
harmonisierten Prozess der 
Verteidigungsplanung und der Akquisition
in der EU, die nicht hinter den 
Ansprüchen der EU zurückbleiben und 
mit dem Prozess der Verteidigungsplanung 
der NATO abgestimmt sind;  bestärkt die 
Mitgliedstaaten vor dem Hintergrund 
eines erhöhten Niveaus an 
Sicherheitsgarantien durch die 
Beistandsklausel darin, eine 
multinationale Zusammenarbeit im 
Hinblick auf die Entwicklung von 
Fähigkeiten und gegebenenfalls eine 
Spezialisierung als Grundprinzipien ihrer 
Verteidigungsplanung in Betracht zu 
ziehen;

10. bekräftigt seine Forderung nach einer 
systematischen Harmonisierung von 
militärischen Anforderungen und einem
harmonisierten Prozess der 
Verteidigungsplanung und der Akquisition
in der EU, die nicht hinter den 
Ansprüchen der EU zurückbleiben und 
mit dem Prozess der Verteidigungsplanung 
der NATO abgestimmt sind;  bestärkt die 
Mitgliedstaaten vor dem Hintergrund 
eines erhöhten Niveaus an 
Sicherheitsgarantien durch die 
Beistandsklausel darin, eine 
multinationale Zusammenarbeit im 
Hinblick auf die Entwicklung von 
Fähigkeiten und gegebenenfalls eine 
Spezialisierung als Grundprinzipien ihrer 
Verteidigungsplanung in Betracht zu 
ziehen;

Or. en

Änderungsantrag 60
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. legt der Vizepräsidentin/Hohen 
Vertreterin nahe, praktische Maßnahmen 
zur Sicherstellung einer wirksamen 
Reaktion vorzuschlagen, falls ein 
Mitgliedstaat die Beistandsklausel auslöst 
sowie eine Analyse der Rolle der EU-
Institutionen im Falle der Auslösung der 
Klausel;  ist der Auffassung, dass die 

entfällt
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Verpflichtung zur Hilfe und 
Unterstützung, die ein Ausdruck der 
politischen Solidarität zwischen den 
Mitgliedstaaten ist, eine rasche 
Entscheidung des Rates zur 
Unterstützung des angegriffenen 
Mitgliedstaats sicherstellen sollte;

Or. en

Änderungsantrag 61
Tarja Cronberg
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. legt der Vizepräsidentin/Hohen 
Vertreterin nahe, praktische Maßnahmen 
zur Sicherstellung einer wirksamen 
Reaktion vorzuschlagen, falls ein 
Mitgliedstaat die Beistandsklausel auslöst 
sowie eine Analyse der Rolle der EU-
Institutionen im Falle der Auslösung der 
Klausel;  ist der Auffassung, dass die 
Verpflichtung zur Hilfe und Unterstützung, 
die ein Ausdruck der politischen Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten ist, eine 
rasche Entscheidung des Rates zur 
Unterstützung des angegriffenen 
Mitgliedstaats sicherstellen sollte;

11. legt der Vizepräsidentin/Hohen 
Vertreterin nahe, praktische Maßnahmen 
zur Sicherstellung einer wirksamen 
Reaktion vorzuschlagen, falls ein 
Mitgliedstaat die Beistandsklausel auslöst 
sowie eine Analyse der Rolle der EU-
Institutionen im Falle der Auslösung der 
Klausel;  ist der Auffassung, dass die 
Verpflichtung zur Hilfe und Unterstützung, 
die ein Ausdruck der politischen Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten ist, eine 
rasche Entscheidung des Rates zur 
Unterstützung des angegriffenen 
Mitgliedstaats sicherstellen sollte;

Or. en

Änderungsantrag 62
Norica Nicolai

Entschließungsantrag
Ziffer 11
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Entschließungsantrag Geänderter Text

11. legt der Vizepräsidentin/Hohen 
Vertreterin nahe, praktische Maßnahmen 
zur Sicherstellung einer wirksamen 
Reaktion vorzuschlagen, falls ein 
Mitgliedstaat die Beistandsklausel auslöst 
sowie eine Analyse der Rolle der EU-
Institutionen im Falle der Auslösung der 
Klausel;  ist der Auffassung, dass die 
Verpflichtung zur Hilfe und Unterstützung, 
die ein Ausdruck der politischen Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten ist, eine 
rasche Entscheidung des Rates zur 
Unterstützung des angegriffenen 
Mitgliedstaats sicherstellen sollte;

11. legt der Vizepräsidentin/Hohen 
Vertreterin nahe, praktische Maßnahmen 
zur Sicherstellung einer wirksamen 
Reaktion vorzuschlagen, falls ein 
Mitgliedstaat sich auf die Beistandsklausel 
beruft sowie eine Analyse der Rolle der 
EU-Institutionen im Falle der Berufung 
auf die Klausel;  ist der Auffassung, dass 
die Verpflichtung zur Hilfe und 
Unterstützung, die ein Ausdruck der 
politischen Solidarität zwischen den 
Mitgliedstaaten ist, eine rasche 
Entscheidung des Rates zur Unterstützung 
des angegriffenen Mitgliedstaats 
sicherstellen sollte;

Or. en

Änderungsantrag 63
Maria Eleni Koppa, Ioan Mircea Paşcu

Entschließungsantrag
Ziffer 11

Entschließungsantrag Geänderter Text

11. legt der Vizepräsidentin/Hohen 
Vertreterin nahe, praktische Maßnahmen 
zur Sicherstellung einer wirksamen 
Reaktion vorzuschlagen, falls ein 
Mitgliedstaat die Beistandsklausel auslöst 
sowie eine Analyse der Rolle der EU-
Institutionen im Falle der Auslösung der 
Klausel;  ist der Auffassung, dass die 
Verpflichtung zur Hilfe und Unterstützung, 
die ein Ausdruck der politischen Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten ist, eine 
rasche Entscheidung des Rates zur 
Unterstützung des angegriffenen 
Mitgliedstaats sicherstellen sollte;

11. legt der Vizepräsidentin/Hohen 
Vertreterin nahe, praktische Maßnahmen 
und Richtlinien zur Sicherstellung einer 
wirksamen Reaktion vorzuschlagen, falls 
ein Mitgliedstaat die Beistandsklausel 
auslöst sowie eine Analyse der Rolle der 
EU-Institutionen im Falle der Auslösung 
der Klausel; ist der Auffassung, dass die
Verpflichtung zur Hilfe und Unterstützung, 
die ein Ausdruck der politischen Solidarität 
zwischen den Mitgliedstaaten ist, eine 
rasche Entscheidung des Rates zur 
Unterstützung des angegriffenen 
Mitgliedstaats sicherstellen sollte; ist 
davon überzeugt, dass Beratungen gemäß 
der Anforderung von Artikel 32 EUV 
diesem Zweck dienen würden, 
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unbeschadet des Rechts jedes 
Mitgliedstaates, in der Zwischenzeit für 
seine Selbstverteidigung zu sorgen;

Or. en

Änderungsantrag 64
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. ist der Auffassung, dass es im Falle der 
gemeinsamen Ergreifung von Maßnahmen 
zur Verteidigung eines angegriffenen 
Mitgliedstaats möglich sein sollte, 
gegebenenfalls bestehende 
Krisenmanagementstrukturen der EU zu 
nutzen, und insbesondere, dass die 
Möglichkeit der Aktivierung eines 
operationellen Hauptquartiers der EU ins 
Auge gefasst werden sollte; unterstreicht, 
dass ein eigenständiges, permanentes 
operationelles Hauptquartier der EU 
notwendig ist, um ein adäquates Maß an 
Bereitschaft und eine adäquate 
Reaktionsgeschwindigkeit sicherzustellen, 
und bekräftigt seine Forderung an die 
Mitgliedstaaten, eine solche permanente 
Kapazität zu schaffen, die auf dem EU-
Operationszentrum aufbaut, das vor 
kurzem seinen Betrieb aufgenommen hat;

12. ist der Auffassung, dass es im Falle der 
gemeinsamen Ergreifung von Maßnahmen 
zur Verteidigung eines angegriffenen 
Mitgliedstaats möglich sein sollte, 
gegebenenfalls bestehende 
Krisenmanagementstrukturen der EU zu 
nutzen, und insbesondere, dass die 
Möglichkeit der Aktivierung eines 
operationellen Hauptquartiers der EU ins 
Auge gefasst werden sollte;

Or. en

Änderungsantrag 65
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Ziffer 12



PE496.435v01-00 42/65 AM\913236DE.doc

DE

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. ist der Auffassung, dass es im Falle der 
gemeinsamen Ergreifung von Maßnahmen 
zur Verteidigung eines angegriffenen 
Mitgliedstaats möglich sein sollte, 
gegebenenfalls bestehende 
Krisenmanagementstrukturen der EU zu 
nutzen, und insbesondere, dass die 
Möglichkeit der Aktivierung eines 
operationellen Hauptquartiers der EU ins 
Auge gefasst werden sollte; unterstreicht, 
dass ein eigenständiges, permanentes 
operationelles Hauptquartier der EU 
notwendig ist, um ein adäquates Maß an 
Bereitschaft und eine adäquate 
Reaktionsgeschwindigkeit sicherzustellen, 
und bekräftigt seine Forderung an die 
Mitgliedstaaten, eine solche permanente 
Kapazität zu schaffen, die auf dem EU-
Operationszentrum aufbaut, das vor 
kurzem seinen Betrieb aufgenommen hat;

12. ist der Auffassung, dass bei 
Maßnahmen nach Artikel 42 Absatz 7 
EUV am besten auf bestehende 
Krisenmanagementstrukturen der EU 
zurückgegriffen werden sollte, aber dass
langfristiger die Einrichtung eines
permanenten operationellen 
Hauptquartiers der EU ins Auge gefasst 
werden muss, das auf dem EU-
Operationszentrum aufbaut, das vor 
kurzem seinen Betrieb aufgenommen hat;

Or. en

Änderungsantrag 66
Tarja Cronberg
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. ist der Auffassung, dass es im Falle der 
gemeinsamen Ergreifung von Maßnahmen 
zur Verteidigung eines angegriffenen 
Mitgliedstaats möglich sein sollte, 
gegebenenfalls bestehende 
Krisenmanagementstrukturen der EU zu 
nutzen, und insbesondere, dass die 
Möglichkeit der Aktivierung eines 
operationellen Hauptquartiers der EU ins 
Auge gefasst werden sollte; unterstreicht, 
dass ein eigenständiges, permanentes 

12. ist der Auffassung, dass es im Falle der 
gemeinsamen Ergreifung von Maßnahmen 
zur Verteidigung eines angegriffenen 
Mitgliedstaats möglich sein sollte, 
gegebenenfalls bestehende 
Krisenmanagementstrukturen der EU zu 
nutzen, und insbesondere, dass die 
Möglichkeit der Aktivierung eines 
operationellen Hauptquartiers der EU ins 
Auge gefasst werden sollte; erinnert 
daran, dass es bisher keine Gemeinsame 
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operationelles Hauptquartier der EU 
notwendig ist, um ein adäquates Maß an 
Bereitschaft und eine adäquate 
Reaktionsgeschwindigkeit sicherzustellen, 
und bekräftigt seine Forderung an die 
Mitgliedstaaten, eine solche permanente 
Kapazität zu schaffen, die auf dem EU-
Operationszentrum aufbaut, das vor 
kurzem seinen Betrieb aufgenommen hat;

Europäische Verteidigungspolitik gibt, die 
Prinzipien, Strukturen, Prozesse und 
Fähigkeiten für die Organisation einer 
militärischen Reaktion auf einen 
bewaffneten Angriff gegen einen oder 
mehrere EU-Mitgliedsstaaten definiert;  
erinnert auch daran, dass GSVP-
Strukturen und -Fähigkeiten für sehr 
spezielle Stabilisierungsmissionen im 
Ausland konzipiert wurden und nicht 
dazu geeignet sind, zur territorialen 
Verteidigung eingesetzt zu werden;

Or. en

Änderungsantrag 67
Norica Nicolai

Entschließungsantrag
Ziffer 12

Entschließungsantrag Geänderter Text

12. ist der Auffassung, dass es im Falle der 
gemeinsamen Ergreifung von Maßnahmen 
zur Verteidigung eines angegriffenen 
Mitgliedstaats möglich sein sollte, 
gegebenenfalls bestehende 
Krisenmanagementstrukturen der EU zu 
nutzen, und insbesondere, dass die 
Möglichkeit der Aktivierung eines 
operationellen Hauptquartiers der EU ins 
Auge gefasst werden sollte; unterstreicht, 
dass ein eigenständiges, permanentes 
operationelles Hauptquartier der EU 
notwendig ist, um ein adäquates Maß an 
Bereitschaft und eine adäquate 
Reaktionsgeschwindigkeit sicherzustellen, 
und bekräftigt seine Forderung an die 
Mitgliedstaaten, eine solche permanente 
Kapazität zu schaffen, die auf dem EU-
Operationszentrum aufbaut, das vor 
kurzem seinen Betrieb aufgenommen hat;

12. ist der Auffassung, dass es im Falle der 
gemeinsamen Ergreifung von Maßnahmen 
zur Verteidigung eines angegriffenen 
Mitgliedstaats möglich sein sollte, 
gegebenenfalls bestehende 
Krisenmanagementstrukturen der EU zu 
nutzen, und insbesondere, dass die 
Möglichkeit der Aktivierung eines 
operationellen Hauptquartiers der EU ins 
Auge gefasst werden sollte; unterstreicht, 
dass ein eigenständiges, permanentes 
operationelles Hauptquartier der EU 
notwendig ist, um ein adäquates Maß an 
Bereitschaft und eine adäquate 
Reaktionsgeschwindigkeit sicherzustellen, 
und bekräftigt seine Forderung an die 
Mitgliedstaaten, eine solche permanente 
Kapazität zu schaffen, die auf dem EU-
Operationszentrum aufbaut, das vor 
kurzem seinen Betrieb aufgenommen hat; 
weist darauf hin, dass ein permanentes 
operationelles Hauptquartier der EU ein 
Stützpunkt für gemeinsame Ausstattung 
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für Krisenbewältigung und -management 
sein könnte, das ein wichtiger Anreiz für 
Kosteneinsparungen sein könnte;

Or. en

Änderungsantrag 68
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Ziffer 13

Entschließungsantrag Geänderter Text

13. erinnert daran, dass, wenn ein 
Mitgliedstaat das Opfer eines 
Terroranschlags oder einer 
Naturkatastrophe oder einer von Menschen 
verursachten Katastrophe ist, die Union 
und die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, 
gemeinsam und solidarisch zu handeln, um 
diesen Mitgliedstaat auf Ersuchen seiner 
politischen Organe zu unterstützen, und 
dass die Union in derartigen Fällen alle ihr 
zur Verfügung stehenden Mittel 
mobilisiert, einschließlich der ihr von den 
Mitgliedstaaten bereitgestellten nationalen
militärischen Mittel;  erinnert außerdem 
an die Pflicht der Union, alle ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel zu 
mobilisieren, um terroristische 
Bedrohungen in der EU abzuwenden und 
die demokratischen Institutionen und die 
Zivilbevölkerung vor etwaigen 
Terroranschlägen zu schützen;

13. erinnert daran, dass, wenn ein 
Mitgliedstaat das Opfer eines 
Terroranschlags oder einer 
Naturkatastrophe oder einer von Menschen 
verursachten Katastrophe ist, die Union 
und die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, 
gemeinsam und solidarisch zu handeln, um 
diesen Mitgliedstaat auf Ersuchen seiner 
politischen Organe zu unterstützen, und 
dass die Union in derartigen Fällen alle ihr 
zur Verfügung stehenden Mittel 
mobilisiert, einschließlich der ihr von den 
Mitgliedstaaten bereitgestellten nationalen
militärischen Mittel; 

Or. en

Änderungsantrag 69
Vytautas Landsbergis

Entschließungsantrag
Ziffer 13
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Entschließungsantrag Geänderter Text

13. erinnert daran, dass, wenn ein 
Mitgliedstaat das Opfer eines 
Terroranschlags oder einer 
Naturkatastrophe oder einer von Menschen 
verursachten Katastrophe ist, die Union 
und die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, 
gemeinsam und solidarisch zu handeln, um 
diesen Mitgliedstaat auf Ersuchen seiner 
politischen Organe zu unterstützen, und 
dass die Union in derartigen Fällen alle ihr 
zur Verfügung stehenden Mittel 
mobilisiert, einschließlich der ihr von den 
Mitgliedstaaten bereitgestellten nationalen
militärischen Mittel;  erinnert außerdem an 
die Pflicht der Union, alle ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel zu 
mobilisieren, um terroristische 
Bedrohungen in der EU abzuwenden und 
die demokratischen Institutionen und die 
Zivilbevölkerung vor etwaigen 
Terroranschlägen zu schützen;

13. erinnert daran, dass, wenn ein 
Mitgliedstaat das Opfer eines 
Terroranschlags oder einer 
Naturkatastrophe oder einer von Menschen 
verursachten Katastrophe ist, die Union 
und die Mitgliedstaaten verpflichtet sind, 
gemeinsam und solidarisch zu handeln, um 
diesen Mitgliedstaat auf Ersuchen seiner 
politischen Organe zu unterstützen, und 
dass die Union in derartigen Fällen alle ihr 
zur Verfügung stehenden Mittel 
mobilisiert, einschließlich der ihr von den 
Mitgliedstaaten bereitgestellten nationalen
militärischen Mittel;  erinnert außerdem an 
die Pflicht der Union, alle ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel zu 
mobilisieren, um terroristische 
Bedrohungen in der EU abzuwenden und 
die demokratischen Institutionen und die 
Zivilbevölkerung vor etwaigen 
Terroranschlägen zu schützen;

Or. en

Änderungsantrag 70
Vytautas Landsbergis

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. fordert eine ausreichende Flexibilität 
im Hinblick auf die Arten von Angriffen 
und Katastrophen, wegen denen die 
Klausel ausgelöst werden kann, um 
sicherzustellen, dass keine bedeutenden 
Gefahren, wie Cyber-Angriffe, Pandemien 
oder Energieengpässe übersehen werden;

14. fordert eine ausreichende Konsistenz
im Hinblick auf die Arten von Angriffen 
und Katastrophen, wegen denen die 
Klausel ausgelöst werden kann, um 
sicherzustellen, dass keine bedeutenden 
Gefahren, wie Cyber-Angriffe, Pandemien 
oder Energieengpässe übersehen werden;

Or. en
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Änderungsantrag 71
Petru Constantin Luhan

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. fordert eine ausreichende Flexibilität 
im Hinblick auf die Arten von Angriffen 
und Katastrophen, wegen denen die 
Klausel ausgelöst werden kann, um 
sicherzustellen, dass keine bedeutenden 
Gefahren, wie Cyber-Angriffe, Pandemien 
oder Energieengpässe übersehen werden;

14. fordert eine ausreichende Flexibilität 
im Hinblick auf die Arten von Angriffen 
und Katastrophen, wegen denen die 
Klausel ausgelöst werden kann, um 
sicherzustellen, dass keine bedeutenden 
Gefahren, wie Cyber-Angriffe, Pandemien,
Meeresverschmutzungen, 
Einwanderungsströme oder 
Energieengpässe übersehen werden;

Or. en

Änderungsantrag 72
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 14

Entschließungsantrag Geänderter Text

14. fordert eine ausreichende Flexibilität 
im Hinblick auf die Arten von Angriffen 
und Katastrophen, wegen denen die 
Klausel ausgelöst werden kann, um 
sicherzustellen, dass keine bedeutenden 
Gefahren, wie Cyber-Angriffe, Pandemien 
oder Energieengpässe übersehen werden;

14. fordert eine angemessene Flexibilität 
im Hinblick auf die Arten von Angriffen 
und Katastrophen, wegen denen die 
Klausel ausgelöst werden kann, um 
sicherzustellen, dass keine bedeutenden 
Gefahren, wie Cyber-Angriffe, Pandemien 
oder Energieengpässe übersehen werden;

Or. en

Änderungsantrag 73
Marietta Giannakou
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Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. unterstreicht die Notwendigkeit, 
fahrlässiges Verhalten zu verhindern, da 
einige Mitgliedstaaten dazu verleitet 
werden könnten, sich übermäßig auf die 
Solidarität anderer zu verlassen und 
gleichzeitig zu wenig in ihre eigene 
Sicherheit und in ihre Kapazitäten zur 
Katastrophenbewältigung zu investieren; 
betont die primäre Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten für den Zivilschutz und die 
Sicherheit auf ihrem eigenen 
Hoheitsgebiet;

15. unterstreicht die Notwendigkeit für
Mitgliedstaaten, in ihre eigene Sicherheit 
und in ihre Fähigkeiten zur 
Katastrophenbewältigung zu investieren 
und sich nicht übermäßig auf die 
Solidarität anderer zu verlassen;  betont die 
primäre Zuständigkeit der Mitgliedstaaten 
für den Zivilschutz und die Sicherheit auf 
ihrem eigenen Hoheitsgebiet;

Or. en

Änderungsantrag 74
Vytautas Landsbergis

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. unterstreicht die Notwendigkeit, 
fahrlässiges Verhalten zu verhindern, da 
einige Mitgliedstaaten dazu verleitet 
werden könnten, sich übermäßig auf die 
Solidarität anderer zu verlassen und 
gleichzeitig zu wenig in ihre eigene 
Sicherheit und in ihre Kapazitäten zur 
Katastrophenbewältigung zu investieren; 
betont die primäre Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten für den Zivilschutz und 
die Sicherheit auf ihrem eigenen 
Hoheitsgebiet;

15. unterstreichtdie Notwendigkeit, 
Grundregeln auszuarbeiten, die besagen, 
dass die Verpflichtung zur Solidarität, 
insbesondere im Hinblick auf schnelle 
Reaktion, nicht durch lange 
Spekulationen darüber unterminiert wird, 
dass sich das Opfer möglicherweise 
dadurch schuldig gemacht hat, dass es zu 
wenig in seine eigene Sicherheit und in 
seine Kapazitäten zur 
Katastrophenbewältigung investiert hat;

Or. en
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Änderungsantrag 75
Norica Nicolai

Entschließungsantrag
Ziffer 15

Entschließungsantrag Geänderter Text

15. unterstreicht die Notwendigkeit, 
fahrlässiges Verhalten zu verhindern, da 
einige Mitgliedstaaten dazu verleitet 
werden könnten, sich übermäßig auf die 
Solidarität anderer zu verlassen und 
gleichzeitig zu wenig in ihre eigene 
Sicherheit und in ihre Kapazitäten zur 
Katastrophenbewältigung zu investieren; 
betont die primäre Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten für den Zivilschutz und die 
Sicherheit auf ihrem eigenen 
Hoheitsgebiet;

15. unterstreicht die Notwendigkeit, 
fahrlässiges Verhalten zu verhindern, da 
einige Mitgliedstaaten dazu verleitet 
werden könnten, sich übermäßig auf die 
Solidarität anderer zu verlassen und 
gleichzeitig zu wenig in ihre eigene 
Sicherheit und in ihre Kapazitäten zur 
Katastrophenbewältigung zu investieren; 
betont die primäre Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten für den Zivilschutz und die 
Sicherheit auf ihrem eigenen 
Hoheitsgebiet, oder dafür, sich zumindest 
an gemeinsamen Projekten zu beteiligen, 
um eine gemeinsame Reaktionsfähigkeit 
dort sicherzustellen, wo sie benötigt wird;

Or. en

Änderungsantrag 76
Norica Nicolai

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. ist der Auffassung, dass man sich in 
Fällen, die die Kapazitäten der betroffenen 
Mitgliedstaaten übersteigen, auf die 
Solidaritätsklausel berufen sollte, oder wo 
eine sektorenübergreifende Reaktion 
mehrerer Akteure notwendig ist;  betont, 
dass Solidarität auch die Pflicht beinhaltet, 
in adäquate nationale Kapazitäten zu 
investieren;

16. ist der Auffassung, dass man sich in 
Fällen, die die Reaktionskapazitäten der 
betroffenen Mitgliedstaaten übersteigen, 
auf die Solidaritätsklausel berufen sollte, 
oder wo eine sektorenübergreifende 
Reaktion mehrerer Akteure notwendig ist, 
aber dass, wenn ein Mitgliedstaat 
beschlossen hat, sich auf die Klausel zu 
berufen, nicht darüber diskutiert werden 
sollte, ob die anderen Unterstützung 
geben;  betont, dass Solidarität auch die 
Pflicht beinhaltet, in adäquate nationale 
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Kapazitäten zu investieren;

Or. en

Änderungsantrag 77
Vytautas Landsbergis

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. ist der Auffassung, dass man sich in 
Fällen, die die Kapazitäten der betroffenen 
Mitgliedstaaten übersteigen, auf die 
Solidaritätsklausel berufen sollte, oder wo 
eine sektorenübergreifende Reaktion 
mehrerer Akteure notwendig ist; betont, 
dass Solidarität auch die Pflicht beinhaltet, 
in adäquate nationale Kapazitäten zu 
investieren;

16. ist der Auffassung, dass man sich in 
Fällen, die die Kapazitäten der betroffenen 
Mitgliedstaaten übersteigen, auf die 
Solidaritätsklausel sowie auf die gerechte 
Darstellung berufen sollte;

Or. en

Änderungsantrag 78
Petru Constantin Luhan

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. ist der Auffassung, dass man sich in 
Fällen, die die Kapazitäten der betroffenen 
Mitgliedstaaten übersteigen, auf die 
Solidaritätsklausel berufen sollte, oder wo 
eine sektorenübergreifende Reaktion 
mehrerer Akteure notwendig ist;  betont, 
dass Solidarität auch die Pflicht beinhaltet, 
in adäquate nationale Kapazitäten zu 
investieren;

16. ist der Auffassung, dass man sich in 
Fällen, die die Kapazitäten der betroffenen 
Mitgliedstaaten übersteigen, auf die 
Solidaritätsklausel berufen sollte, oder wo 
eine sektorenübergreifende Reaktion 
mehrerer Akteure notwendig ist;  betont, 
dass Solidarität auch die Pflicht beinhaltet, 
dass nationale Regierungen ihre 
Kapazitäten erhöhen, um Unterstützung 
zu bereitzustellen und 
entgegenzunehmen;
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Or. en

Änderungsantrag 79
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 16

Entschließungsantrag Geänderter Text

16. ist der Auffassung, dass man sich in 
Fällen, die die Kapazitäten der betroffenen 
Mitgliedstaaten übersteigen, auf die 
Solidaritätsklausel berufen sollte, oder wo 
eine sektorenübergreifende Reaktion 
mehrerer Akteure notwendig ist;  betont, 
dass Solidarität auch die Pflicht beinhaltet, 
in adäquate nationale Kapazitäten zu 
investieren;

16. ist der Auffassung, dass man sich in 
Fällen, die die Kapazitäten der betroffenen 
Mitgliedstaaten übersteigen, auf die 
Solidaritätsklausel berufen sollte, oder wo 
eine sektorenübergreifende Reaktion 
mehrerer Akteure notwendig ist;  betont, 
dass Solidarität auch die Pflicht 
beinhaltet, in adäquate nationale 
Kapazitäten zu investieren;

Or. en

Änderungsantrag 80
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 16 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

16a. ist der Meinung, dass die 
Solidaritätsklausel Impulse zur Erhöhung 
der Hebelwirkung der EU unter den 
europäischen Bürgern bieten könnte, 
indem die Vorteile einer verstärkten 
Zusammenarbeit innerhalb der EU in 
Bezug auf Krisenmanagement und die 
Kapazitäten zur Katastrophenbewältigung 
deutlich gemacht werden;

Or. en
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Änderungsantrag 81
Norica Nicolai

Entschließungsantrag
Ziffer 17

Entschließungsantrag Geänderter Text

17. betont, dass die Umsetzung der 
Solidaritätsklausel integraler Bestandteil 
eines permanenten Krisenbewältigungs-, 
Krisenmanagements- und 
Krisenkoordinierungssystems der EU sein 
sollte, das auf den bestehenden sektoralen 
Instrumenten und Kapazitäten aufbaut und 
ihre effektive Mobilisierung sicherstellt, 
um im Bedarfsfall eine koordinierte 
sektorenübergreifende Reaktion 
auszulösen; betont, dass die Umsetzung im 
Prinzip nicht zur Schaffung von Ad-hoc-
Instrumenten führen sollte;

17. betont, dass die Umsetzung der 
Solidaritätsklausel integraler Bestandteil 
eines permanenten Krisenbewältigungs-, 
Krisenmanagements- und 
Krisenkoordinierungssystems der EU sein
sollte, das auf den bestehenden sektoralen 
Instrumenten und Kapazitäten aufbaut und 
ihre effektive Mobilisierung sicherstellt, 
um im Bedarfsfall eine koordinierte 
sektorenübergreifende Reaktion 
auszulösen; betont, dass die Umsetzung im 
Prinzip nicht zur Schaffung von Ad-hoc-
Instrumenten führen sollte und einfach auf 
den Grundsatz „mehr für mehr“ bauen 
kann;

Or. en

Änderungsantrag 82
Vytautas Landsbergis

Entschließungsantrag
Ziffer 17

Entschließungsantrag Geänderter Text

17. betont, dass die Umsetzung der 
Solidaritätsklausel integraler Bestandteil 
eines permanenten Krisenbewältigungs-, 
Krisenmanagements- und 
Krisenkoordinierungssystems der EU sein 
sollte, das auf den bestehenden sektoralen 
Instrumenten und Kapazitäten aufbaut und 
ihre effektive Mobilisierung sicherstellt, 
um im Bedarfsfall eine koordinierte 
sektorenübergreifende Reaktion 
auszulösen; betont, dass die Umsetzung im 
Prinzip nicht zur Schaffung von Ad-hoc-

17. betont, dass die Umsetzung der 
Solidaritätsklausel integraler Bestandteil 
eines permanenten Krisenbewältigungs-, 
Krisenmanagements- und 
Krisenkoordinierungssystems der EU sein 
sollte, das auf den bestehenden sektoralen 
Instrumenten und Kapazitäten aufbaut und 
ihre effektive Mobilisierung sicherstellt, 
um im Bedarfsfall eine koordinierte 
sektorenübergreifende Reaktion 
auszulösen; betont, dass die Umsetzung im 
Prinzip falls nötig zur Schaffung von Ad-
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Instrumenten führen sollte; hoc-Instrumenten führen kann;

Or. en

Änderungsantrag 83
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Ziffer 19

Entschließungsantrag Geänderter Text

19. nimmt die laufenden Arbeiten zur 
Umsetzung der Strategie der inneren 
Sicherheit zur Kenntnis, insbesondere auf 
den Gebieten der 
Terrorismusbekämpfung, der 
Bekämpfung der Cyber-Kriminalität und 
der zunehmenden Widerstandsfähigkeit 
gegen Krisen und Katastrophen;  betont, 
dass es bei der Umsetzung der 
Solidaritätsklausel nicht nur darum geht, 
Verfahren für den Zeitpunkt zu etablieren, 
wenn eine große Krise auftritt, sondern es 
dabei im Grunde um den 
Kapazitätenaufbau, um Prävention und 
Vorbereitung geht;  erinnert an die 
Wichtigkeit von Übungen zum 
Krisenmanagement, die auf die speziellen 
Notfälle zugeschnitten sind, die von der 
Klausel abgedeckt sind;

19. betont, dass es bei der Umsetzung der 
Solidaritätsklausel nicht nur darum geht, 
Verfahren für den Zeitpunkt zu etablieren, 
wenn eine große Krise auftritt, sondern es 
dabei im Grunde um den 
Kapazitätenaufbau, um Prävention und 
Vorbereitung geht;  erinnert an die 
Wichtigkeit von Übungen zum 
Krisenmanagement, die auf die speziellen 
Notfälle zugeschnitten sind, die von der 
Klausel abgedeckt sind;

Or. en

Änderungsantrag 84
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 19

Entschließungsantrag Geänderter Text

19. nimmt die laufenden Arbeiten zur 19. nimmt die laufenden Arbeiten zur 



AM\913236DE.doc 53/65 PE496.435v01-00

DE

Umsetzung der Strategie der inneren 
Sicherheit zur Kenntnis, insbesondere auf 
den Gebieten der Terrorismusbekämpfung, 
der Bekämpfung der Cyber-Kriminalität 
und der zunehmenden 
Widerstandsfähigkeit gegen Krisen und 
Katastrophen;  betont, dass es bei der 
Umsetzung der Solidaritätsklausel nicht 
nur darum geht, Verfahren für den 
Zeitpunkt zu etablieren, wenn eine große 
Krise auftritt, sondern es dabei im Grunde 
um den Kapazitätenaufbau, um Prävention 
und Vorbereitung geht;  erinnert an die 
Wichtigkeit von Übungen zum 
Krisenmanagement, die auf die speziellen 
Notfälle zugeschnitten sind, die von der 
Klausel abgedeckt sind;

Umsetzung der Strategie der inneren 
Sicherheit zur Kenntnis, insbesondere auf 
den Gebieten der Terrorismusbekämpfung, 
der Bekämpfung der Cyber-Kriminalität 
und der zunehmenden 
Widerstandsfähigkeit gegen Krisen und 
Katastrophen;  betont, dass es bei der 
Umsetzung der Solidaritätsklausel nicht 
nur darum geht, Verfahren für den 
Zeitpunkt zu etablieren, wenn eine große 
Krise auftritt, sondern es dabei im Grunde 
um den Kapazitätenaufbau, um Prävention 
und Vorbereitung geht;  erinnert an die 
Wichtigkeit von Übungen zum 
Krisenmanagement, die auf die speziellen 
Notfälle zugeschnitten sind, die von der 
Klausel abgedeckt sind;

Or. en

Änderungsantrag 85
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 21

Entschließungsantrag Geänderter Text

21. ist der Auffassung, dass es im Falle von 
kostenintensiven Anschaffungen, 
insbesondere im Zusammenhang mit 
Risiken, deren Auftreten unwahrscheinlich 
ist, für Mitgliedstaaten wirtschaftlich 
sinnvoll ist, Lösungen für gemeinsame 
Investitionen und die gemeinsame 
Entwicklung von solchen notwendigen 
Werkzeugen zu finden, insbesondere vor 
dem Hintergrund der Finanzkrise;

21. ist der Auffassung, dass es im Falle von 
kostenintensiven Anschaffungen, 
insbesondere im Zusammenhang mit 
Risiken, deren Auftreten unwahrscheinlich 
ist, für Mitgliedstaaten wirtschaftlich 
sinnvoll ist, Lösungen für gemeinsame 
Investitionen und die gemeinsame 
Entwicklung von solchen notwendigen 
Werkzeugen zu finden, insbesondere vor 
dem Hintergrund der Finanzkrise; erinnert 
in diesem Zusammenhang an die 
Notwendigkeit, auf das Fachwissen und 
die Erfahrung sowohl der Kommission als 
auch der Europäischen 
Verteidigungsagentur und anderer EU-
Agenturen zu bauen;

Or. en
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Änderungsantrag 86
Petru Constantin Luhan

Entschließungsantrag
Ziffer 22 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

22a. ist der Auffassung, dass man, 
insbesondere für die politisch-
verwaltungstechnische Ebene des 
Personals für Katastrophen- und 
Krisenmanagement in den 
Mitgliedsstaaten, Schulungen und 
Übungsprogramme einrichten könnte, um 
eine rege, europäische Zusammenarbeit 
zu fördern. .

Or. en

Änderungsantrag 87
Tarja Cronberg
im Namen der Verts/ALE-Fraktion

Entschließungsantrag
Ziffer 24

Entschließungsantrag Geänderter Text

24. erinnert daran, dass der Rat nach 
Artikel 122 Absatz 1 AEUV im Geiste der 
Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten 
die angesichts einer schwierigen 
Wirtschaftslage angemessenen 
Maßnahmen beschließen kann, 
insbesondere falls gravierende 
Schwierigkeiten in der Versorgung mit 
bestimmten Waren, vor allem im 
Energiebereich, auftreten;  betont, wie 
wichtig es ist, diese Bestimmungen als Teil 
eines umfassenden Instrumentariums der 
EU-Solidarität zu sehen, um neuen 
bedeutenden sicherheitspolitischen 
Herausforderungen zu begegnen, wie 

24. erinnert daran, dass der Rat nach 
Artikel 122 Absatz 1 AEUV im Geiste der 
Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten 
die angesichts einer schwierigen 
Wirtschaftslage angemessenen 
Maßnahmen beschließen kann, 
insbesondere falls gravierende 
Schwierigkeiten in der Versorgung mit 
bestimmten Waren auftreten;  betont, wie 
wichtig es ist, diese Bestimmungen als Teil 
eines umfassenden Instrumentariums der 
EU-Solidarität zu sehen, um neuen 
bedeutenden sicherheitspolitischen 
Herausforderungen zu begegnen, wie 
beispielsweise Herausforderungen auf dem 
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beispielsweise Herausforderungen auf dem 
Gebiet der Energiesicherheit und der 
Sicherheit der Versorgung mit anderen 
wichtigen Produkten;

Gebiet der Klimasicherheit,
Energiesicherheit und der Sicherheit der 
Versorgung mit anderen wichtigen 
Produkten;

Or. en

Änderungsantrag 88
Vytautas Landsbergis

Entschließungsantrag
Ziffer 24

Entschließungsantrag Geänderter Text

24. erinnert daran, dass der Rat nach 
Artikel 122 Absatz 1 AEUV im Geiste der 
Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten 
die angesichts einer schwierigen 
Wirtschaftslage angemessenen 
Maßnahmen beschließen kann, 
insbesondere falls gravierende 
Schwierigkeiten in der Versorgung mit 
bestimmten Waren, vor allem im 
Energiebereich, auftreten;  betont, wie 
wichtig es ist, diese Bestimmungen als Teil 
eines umfassenden Instrumentariums der 
EU-Solidarität zu sehen, um neuen 
bedeutenden sicherheitspolitischen 
Herausforderungen zu begegnen, wie 
beispielsweise Herausforderungen auf dem 
Gebiet der Energiesicherheit und der 
Sicherheit der Versorgung mit anderen 
wichtigen Produkten;

24. erinnert daran, dass der Rat nach 
Artikel 122 Absatz 1 AEUV im Geiste der 
Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten 
die angesichts einer schwierigen 
Wirtschaftslage angemessenen 
Maßnahmen beschließen kann, 
insbesondere falls gravierende 
Schwierigkeiten in der Versorgung mit 
bestimmten Waren, vor allem im 
Energiebereich, auftreten, insbesondere 
dann, wenn eine politisch motivierte 
Blockademaßnahme eingesetzt wurde; 
betont, wie wichtig es ist, diese 
Bestimmungen als Teil eines umfassenden 
Instrumentariums der EU-Solidarität zu 
sehen, um neuen bedeutenden 
sicherheitspolitischen Herausforderungen 
zu begegnen, wie beispielsweise 
Herausforderungen auf dem Gebiet der 
Energiesicherheit und der Sicherheit der 
Versorgung mit anderen wichtigen 
Produkten;

Or. en

Änderungsantrag 89
Geoffrey Van Orden
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Entschließungsantrag
Ziffer 25

Entschließungsantrag Geänderter Text

25. betont, dass die EU über
leistungsfähige Strukturen zur 
Krisenbewältigung mit einer 
Überwachungs- und Reaktionskapazität 
verfügen muss, die rund um die Uhr 
funktioniert und alle relevanten Akteure 
rechtzeitig warnen und zeitnah über die 
Lage unterrichten kann; stellt fest, dass es
eine Vielzahl von Überwachungszentren 
auf EU-Ebene gibt, und dass dies Fragen 
im Hinblick auf eine effiziente 
Koordination im Falle von komplexen, 
mehrdimensionalen Krisen aufwirft;  
nimmt die Schaffung eines Krisenzentrums 
innerhalb des Europäischen Auswärtigen 
Dienstes zur Kenntnis sowie das 
Vorhandensein einer Vielzahl von 
sektoralen Überwachungszentren innerhalb 
von Dienststellen der Kommission und 
spezialisierten EU-Organen;  weist 
insbesondere auf das Beobachtungs- und 
Informationszentrum der GD ECHO hin, 
die Kapazität zur strategischen Analyse 
und Reaktion der GD Inneres, das Zentrum 
für das Management von gesundheitlichen 
Krisensituationen der GD SANCO und das 
Krisenzentrum von Frontex;

25. betont, dass es bereits komplexe – und 
doppelte– leistungsfähige Strukturen zur 
Krisenbewältigung gibt;  stellt fest, dass
die Vielzahl von Überwachungszentren auf 
EU-Ebene Fragen im Hinblick auf eine 
effiziente Koordination im Falle von 
komplexen, mehrdimensionalen Krisen 
aufwirft;  nimmt die Schaffung eines 
Krisenzentrums innerhalb des 
Europäischen Auswärtigen Dienstes zur 
Kenntnis sowie das Vorhandensein einer 
Vielzahl von sektoralen 
Überwachungszentren innerhalb von 
Dienststellen der Kommission und 
spezialisierten EU-Organen;  weist 
insbesondere auf das Beobachtungs- und 
Informationszentrum der GD ECHO hin, 
die Kapazität zur strategischen Analyse 
und Reaktion der GD Inneres, das Zentrum 
für das Management von gesundheitlichen 
Krisensituationen der GD SANCO und das 
Krisenzentrum von Frontex;

Or. en

Änderungsantrag 90
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Ziffer 27

Entschließungsantrag Geänderter Text

27. ist der Auffassung, dass das breite 
Spektrum potenzieller Krisen, von 
Überschwemmungen über nukleare Unfälle 

27. ist der Auffassung, dass das breite 
Spektrum potenzieller Krisen, von 
Überschwemmungen über nukleare Unfälle 
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bis hin zu Bioterrorismus, zwangsläufig ein 
breites Spektrum an spezialisierten 
Diensten und Netzwerken erforderlich 
macht, deren Zusammenschluss nicht 
notwendigerweise zu einer 
Effizienzsteigerung führen würde; ist 
gleichzeitig der Auffassung, dass alle 
spezialisierten Dienste auf Ebene der EU 
in ein einziges gesichertes 
Informationssystem integriert werden 
sollten und legt der Kommission und der 
Vizepräsidentin/Hohen Vertreterin nahe, 
auf die Stärkung der Plattform zur 
internen Koordinierung „ARGUS“ 
hinzuarbeiten;

bis hin zu Bioterrorismus, zwangsläufig ein 
breites Spektrum an spezialisierten 
Diensten und Netzwerken erforderlich 
macht, deren Zusammenschluss nicht 
notwendigerweise zu einer 
Effizienzsteigerung führen würde;

Or. en

Änderungsantrag 91
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 27

Entschließungsantrag Geänderter Text

27. ist der Auffassung, dass das breite 
Spektrum potenzieller Krisen, von 
Überschwemmungen über nukleare Unfälle 
bis hin zu Bioterrorismus, zwangsläufig ein 
breites Spektrum an spezialisierten 
Diensten und Netzwerken erforderlich 
macht, deren Zusammenschluss nicht 
notwendigerweise zu einer 
Effizienzsteigerung führen würde; ist 
gleichzeitig der Auffassung, dass alle 
spezialisierten Dienste auf Ebene der EU in 
ein einziges gesichertes 
Informationssystem integriert werden 
sollten und legt der Kommission und der 
Vizepräsidentin/Hohen Vertreterin nahe, 
auf die Stärkung der Plattform zur internen 
Koordinierung „ARGUS“ hinzuarbeiten;

27. ist der Auffassung, dass das breite 
Spektrum potenzieller Krisen, von 
Überschwemmungen bis hin zu CBRN-
Angriffen oder Katastrophen, 
zwangsläufig ein breites Spektrum an 
spezialisierten Diensten und Netzwerken 
erforderlich macht, deren 
Zusammenschluss nicht notwendigerweise 
zu einer Effizienzsteigerung führen würde;  
ist gleichzeitig der Auffassung, dass alle 
spezialisierten Dienste auf Ebene der EU in 
ein einziges gesichertes 
Informationssystem integriert werden 
sollten und legt der Kommission und der 
Vizepräsidentin/Hohen Vertreterin nahe, 
auf die Stärkung der Plattform zur internen 
Koordinierung „ARGUS“ hinzuarbeiten;

Or. en
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Änderungsantrag 92
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Ziffer 27 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

27a. unterstreicht in Fällen von 
ernsthaften Krisen die Notwendigkeit 
einer politischen Koordinierung im Rat; 
nimmt die Überprüfung der 
Vorkehrungen der EU zur Koordinierung 
in Krisen- und Notfällen (CCA) zur 
Kenntnis und begrüßt die Einigung 
innerhalb des Rates über das neue 
Rahmenkonzept für die CCA unter 
Anwendung des regulären Verfahren des 
Rates, also des Ausschusses der Ständigen 
Vertreter, anstelle von Ad-hoc-
Strukturen;  betont, dass für eine 
kohärente, effiziente und zeitnahe 
politische Reaktion auf Krisen von 
solchem Ausmaß und einer derartigen 
Ausprägung auf EU-Ebene nur ein 
einziges Bündel von Vorkehrungen 
notwendig sind;  ist aus diesem Grund der 
Auffassung, dass die neuen CCA auch die 
Solidaritätsklausel unterstützen sollten;

Or. en

Änderungsantrag 93
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Ziffer 31

Entschließungsantrag Geänderter Text

31. weist darauf hin, dass unter den 
derzeitigen internationalen 
Rahmenbedingungen, wo die 
Interdependenzen sich vervielfachen, große 

31. weist darauf hin, dass unter den 
derzeitigen internationalen 
Rahmenbedingungen, wo die 
Interdependenzen sich vervielfachen, große 
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Krisen von einem Ausmaß, das die 
Auslösung der Solidaritätsklausel 
rechtfertigen würde, wahrscheinlich 
mehrdimensional sein und eine 
internationale Dimension haben werden, 
im Hinblick auf Drittstaatsangehörige, die 
von ihnen betroffen sein werden, oder 
internationale Maßnahmen, die notwendig 
sind, um auf diese Krisen zu reagieren; 
betont die wichtige Rolle, die dem EAD in 
solchen Fällen zufällt;

Krisen von einem Ausmaß, das die 
Auslösung der Solidaritätsklausel 
rechtfertigen würde, wahrscheinlich 
mehrdimensional sein und eine 
internationale Dimension haben werden, 
im Hinblick auf Drittstaatsangehörige, die 
von ihnen betroffen sein werden, oder 
internationale Maßnahmen, die notwendig 
sind, um auf diese Krisen zu reagieren; 
betont die wichtige Rolle, die den 
nationalen diplomatischen Diensten und
dem EAD in solchen Fällen zufällt;

Or. en

Änderungsantrag 94
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Ziffer 32

Entschließungsantrag Geänderter Text

32. unterstreicht in Fällen von 
ernsthaften Krisen die Notwendigkeit 
einer politischen Koordinierung im Rat; 
nimmt die Überprüfung der 
Vorkehrungen der EU zur Koordinierung 
in Krisen- und Notfällen (CCA) zur 
Kenntnis und begrüßt die Einigung 
innerhalb des Rates über das neue 
Rahmenkonzept für die CCA unter 
Anwendung des regulären Verfahren des 
Rates, also des Ausschusses der Ständigen 
Vertreter, anstelle von Ad-hoc-
Strukturen;  betont, dass für eine 
kohärente, effiziente und zeitnahe 
politische Reaktion auf Krisen von 
solchem Ausmaß und einer derartigen 
Ausprägung auf EU-Ebene nur ein 
einziges Bündel von Vorkehrungen 
notwendig sind;  ist aus diesem Grund der 
Auffassung, dass die neuen CCA auch die 
Solidaritätsklausel unterstützen sollten;

entfällt

Or. en
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Änderungsantrag 95
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 33

Entschließungsantrag Geänderter Text

33. legt den Mitgliedstaaten nahe, bewährte 
Verfahren auszutauschen, um ihre 
nationalen Verfahren zur 
Krisenkoordination und die Interaktion 
ihrer nationalen 
Krisenkoordinationszentren mit der EU zu 
vereinfachen;

33. legt den Mitgliedsstaaten nahe, ihre 
Kapazitäten für die Bereitstellung und 
Entgegennahme von Unterstützung zu 
erhöhen sowie bewährte Verfahren 
auszutauschen, um ihre nationalen 
Verfahren zur Krisenkoordination und die 
Interaktion ihrer nationalen 
Krisenkoordinationszentren mit der EU zu 
vereinfachen; ist der Auffassung, dass die 
Planung und Durchführung von 
angemessenen EU-weiten 
Krisenreaktionsübungen ebenfalls in 
Betracht gezogen werden sollte, wobei 
nationale Krisenreaktionsstrukturen und 
die passenden EU-Strukturen ebenfalls 
einzubeziehen sind;

Or. en

Änderungsantrag 96
Marietta Giannakou

Entschließungsantrag
Ziffer 33 a (neu)

Entschließungsantrag Geänderter Text

33a. hält es für wesentlich, die nötigen 
verfahrenstechnischen und 
organisatorischen Verbindungen 
zwischen den einschlägigen Diensten der 
Mitgliedsstaaten einzurichten, um nach 
Auslösung der Solidaritätsklausel deren 
ordnungsgemäßes Funktionieren 
sicherzustellen;
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Or. en

Änderungsantrag 97
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Ziffer 34

Entschließungsantrag Geänderter Text

34. betont, dass jeder 
Entscheidungsfindungsprozess im Rat nach 
einem Hilfeersuchen im Rahmen der 
Solidaritätsklausel sich nicht negativ auf 
die Reaktionsfähigkeit der EU auswirken 
darf, und dass man in der Lage sein muss, 
die Krisenbewältigung durch bestehende 
Mechanismen wie das 
Katastrophenschutzverfahren unverzüglich 
einzuleiten, ungeachtet solcher politischen 
Entscheidungen; weist darauf hin, dass 
der Einsatz militärischer Mittel zur 
Unterstützung von 
Katastrophenschutzmaßnahmen auf 
operationeller Ebene ohne die Auslösung 
der Solidaritätsklausel möglich ist, was 
durch die erfolgreiche Zusammenarbeit 
zwischen der Kommission und dem EU-
Militärstab bei früheren Operationen in 
Pakistan und Libyen unter Beweis gestellt 
worden ist;

34. betont, dass jeder 
Entscheidungsfindungsprozess im Rat nach 
einem Hilfeersuchen im Rahmen der 
Solidaritätsklausel sich nicht negativ auf 
die Reaktionsfähigkeit der EU auswirken 
darf, und dass man in der Lage sein muss, 
die Krisenbewältigung durch bestehende 
Mechanismen wie das 
Katastrophenschutzverfahren unverzüglich 
einzuleiten, ungeachtet solcher politischen 
Entscheidungen;

Or. en

Änderungsantrag 98
Andrew Duff

Entschließungsantrag
Ziffer 35

Entschließungsantrag Geänderter Text

35. erinnert daran, dass die 
Solidaritätsklausel es erforderlich macht, 

35. erinnert daran, dass die 
Solidaritätsklausel es erforderlich macht, 
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dass der Europäische Rat die Bedrohungen 
für die Union regelmäßig bewertet;  ist der 
Auffassung, dass eine derartige Bewertung 
auf mindestens zwei verschiedenen Ebenen 
durchgeführt werden muss: auf einer eher 
langfristigen Basis im Europäischen Rat, in 
einem Prozess, der strategisches Denken 
befördern sollte, das sich in zukünftigen 
Neufassungen der europäischen 
Sicherheitsstrategie und der Strategie der 
inneren Sicherheit widerspiegeln sollte, 
sowie durch häufigere umfassende 
Auswertungen aktueller Bedrohungen;

dass der Europäische Rat die Bedrohungen 
für die Union regelmäßig bewertet;  
besteht darauf, dass diese Bewertung mit 
der NATO zu koordinieren ist; ist der 
Auffassung, dass eine derartige Bewertung 
auf mindestens zwei verschiedenen Ebenen 
durchgeführt muss: auf einer eher 
langfristigen Basis im Europäischen Rat, in 
einem Prozess, der strategisches Denken 
befördern sollte, das sich in zukünftigen 
Neufassungen der europäischen 
Sicherheitsstrategie und der Strategie der 
inneren Sicherheit widerspiegeln sollte, 
sowie durch häufigere umfassende 
Auswertungen aktueller Bedrohungen;

Or. en

Änderungsantrag 99
Petru Constantin Luhan

Entschließungsantrag
Ziffer 35

Entschließungsantrag Geänderter Text

35. erinnert daran, dass die 
Solidaritätsklausel es erforderlich macht, 
dass der Europäische Rat die Bedrohungen 
für die Union regelmäßig bewertet;  ist der 
Auffassung, dass eine derartige Bewertung 
auf mindestens zwei verschiedenen Ebenen 
durchgeführt werden muss: auf einer eher 
langfristigen Basis im Europäischen Rat, in 
einem Prozess, der strategisches Denken 
befördern sollte, das sich in zukünftigen 
Neufassungen der europäischen 
Sicherheitsstrategie und der Strategie der 
inneren Sicherheit widerspiegeln sollte, 
sowie durch häufigere umfassende 
Auswertungen aktueller Bedrohungen;

35. erinnert daran, dass die 
Solidaritätsklausel es erforderlich macht, 
dass der Europäische Rat die Bedrohungen 
für die Union regelmäßig bewertet;  ist der 
Auffassung, dass eine derartige Bewertung 
auf mindestens zwei verschiedenen Ebenen 
durchgeführt werden muss: auf einer eher 
langfristigen Basis im Europäischen Rat, in 
einem Prozess, der strategisches Denken 
befördern sollte, das sich in zukünftigen 
Neufassungen der europäischen 
Sicherheitsstrategie und der Strategie der 
inneren Sicherheit widerspiegeln sollte, 
sowie durch häufigere umfassende 
Auswertungen aktueller Bedrohungen 
durch das Lagezentrum des Rates in 
Zusammenarbeit mit der Kommission;

Or. en
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Änderungsantrag 100
Petru Constantin Luhan

Entschließungsantrag
Ziffer 36

Entschließungsantrag Geänderter Text

36. ist der Auffassung, dass die 
Beurteilung der Bedrohungslage durch 
Risikobewertungen ergänzt werden sollte, 
in denen die Bedrohungen vor dem 
Hintergrund bestehender Schwachstellen 
analysiert und auf diese Weise die 
dringenderen Kapazitätslücken identifiziert 
werden; erinnert daran, dass die EU im 
Rahmen der Umsetzung der Strategie der 
inneren Sicherheit bis 2014 eine kohärente 
Strategie für das Risikomanagement 
festlegen sollte, die Beurteilungen der 
Bedrohungslage und Risikobewertungen 
mit dem Entscheidungsfindungsprozess 
verbindet;  erinnert außerdem daran, dass 
die Kommission bis Ende 2012 auf der 
Grundlage nationaler Risikoanalysen einen 
sektorenübergreifenden Überblick über die 
wichtigsten natürlichen und vom 
Menschen verursachten Risiken 
vorbereiten sollte, mit denen die EU in der 
Zukunft konfrontiert sein könnte;  bestärkt 
die Mitgliedstaaten darin, ihre nationalen 
Risikobewertungen und Pläne zum 
Risikomanagement auszutauschen, um eine 
gemeinsame Einschätzung der Lage zu 
ermöglichen;

36. ist der Auffassung, dass die jährliche 
Beurteilung der Bedrohungslage durch 
Risikobewertungen ergänzt werden sollte, 
in denen die Bedrohungen vor dem 
Hintergrund bestehender Schwachstellen 
analysiert und auf diese Weise die 
dringenderen Kapazitätslücken identifiziert 
werden;  erinnert daran, dass die EU im 
Rahmen der Umsetzung der Strategie der 
inneren Sicherheit bis 2014 eine kohärente 
Strategie für das Risikomanagement 
festlegen sollte, die Beurteilungen der
Bedrohungslage und Risikobewertungen 
mit dem Entscheidungsfindungsprozess 
verbindet;  erinnert außerdem daran, dass 
die Kommission bis Ende 2012 auf der 
Grundlage nationaler Risikoanalysen einen 
sektorenübergreifenden Überblick über die 
wichtigsten natürlichen und vom 
Menschen verursachten Risiken 
vorbereiten sollte, mit denen die EU in der 
Zukunft konfrontiert sein könnte;  bestärkt 
die Mitgliedstaaten darin, ihre nationalen 
Risikobewertungen und Pläne zum 
Risikomanagement auszutauschen, um eine 
gemeinsame Einschätzung der Lage zu 
ermöglichen;

Or. en

Änderungsantrag 101
Geoffrey Van Orden

Entschließungsantrag
Ziffer 37
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Entschließungsantrag Geänderter Text

37. betont, dass die so entstehenden 
gemeinsamen Mehrgefahrenbewertungen 
die Kapazitäten des EU-Lagezentrums 
nutzen müssen, die auf gemeinsam 
gewonnen Erkenntnissen aufbauen und 
Beiträge von allen EU-Organen 
berücksichtigen, die an der Beurteilung 
der Bedrohungslage und an der 
Risikobewertung beteiligt sind, wie die 
federführenden Kommissionsdienststellen 
(einschließlich GD Inneres, GD ECHO 
und GD SANCO) und Agenturen der 
Union (Europol, Frontex, das 
Europäische Zentrum für die Prävention 
und die Kontrolle von Krankheiten und 
andere);

entfällt

Or. en

Änderungsantrag 102
Ana Gomes

Entschließungsantrag
Ziffer 37

Entschließungsantrag Geänderter Text

37. betont, dass die so entstehenden 
gemeinsamen Mehrgefahrenbewertungen 
die Kapazitäten des EU-Lagezentrums 
nutzen müssen, die auf gemeinsam 
gewonnen Erkenntnissen aufbauen und 
Beiträge von allen EU-Organen 
berücksichtigen, die an der Beurteilung der 
Bedrohungslage und an der 
Risikobewertung beteiligt sind, wie die 
federführenden Kommissionsdienststellen 
(einschließlich GD Inneres, GD ECHO und 
GD SANCO) und Agenturen der Union 
(Europol, Frontex, das Europäische 
Zentrum für die Prävention und die 
Kontrolle von Krankheiten und andere);

37. betont, dass die so entstehenden 
gemeinsamen Mehrgefahrenbewertungen 
die Kapazitäten des EU-Lagezentrums 
nutzen müssen, die auf gemeinsam 
gewonnen Erkenntnissen aufbauen und 
Beiträge von allen EU-Organen 
berücksichtigen, die an der Beurteilung der 
Bedrohungslage und an der 
Risikobewertung beteiligt sind, wie die 
federführenden Kommissionsdienststellen 
(einschließlich GD Inneres, GD ECHO und 
GD SANCO) und Agenturen der Union 
(Europol, Frontex, das Europäische 
Zentrum für die Prävention und die 
Kontrolle von Krankheiten, EDA und 
andere);
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